[image: image1.emf]
DER PRÄSIDENT DES MINISTERRATS
GESTÜTZT auf das gesetzesvertretende Dekret vom 30. Dezember 1992, Nr. 502, in geltender Fassung, unter besonderem Bezug auf Artikel 1 Absätze 1, 2, 3, 7 und 8; 
GESTÜTZT auf das gesetzesvertretende Dekret des Präsidenten des Ministerrats vom 29. November 2001 zur „Festlegung der wesentlichen Betreuungsstandards“, das im Beiblatt Nr. 26 zum Amtsblatt Nr. 33 vom 8. Februar 2002 veröffentlicht wurde, und nachträgliche Änderungen; 
GESTÜTZT auf das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen mit Fakultativprotokoll, das in New York am 13. Dezember 2006 verabschiedet, und mit dem Gesetzt vom 3. März 2009, Nr. 18, in Kraft getreten ist;
GESTÜTZT auf das Gesetz vom 15. März 2010, Nr. 38, zu den „Bestimmungen zur Sicherstellung des Zugangs zur Palliativpflege und zur Schmerztherapie“;
GESTÜTZT auf das Gesetz Nr. 134 vom 18. August 2015 zu den „Bestimmungen über die Diagnosen, Behandlung und Rehabilitation von Personen mit Autismus-Spektrumsstörungen und Betreuung von Familien“ und besonderer Bezugnahme auf Artikel 3, Absatz 1, der die Aktualisierung der wesentlichen Betreuungsstandards vorsieht, bei denen hinsichtlich Autismus-Spektrumsstörungen Leistungen für eine frühzeitige Diagnose, die Betreuung und die individualisierte Behandlung über den Einsatz von Methoden und Instrumenten eingesetzt werden, die auf modernsten, derzeit verfügbaren Erkenntnissen beruhen; 
GESTÜTZT auf Artikel 1 Absatz 553 des Gesetzes Nr. 208 vom 28. Dezember 2015 zu den „Bestimmungen für die Aufstellung des jährlichen und mehrjährigen Staatshaushalts (Stabilitätsgesetzt 2016)“, durch die gemäß Artikel 1 Absatz 3 des Gesundheitspakts 2014-2016, der im Einvernehmen zwischen Staat, Regionen und den autonomen Provinzen Trient und Bozen am 10. Juli 2014 verabschiedet wurde, im Rahmen des Artikels 1 Absatz 556 des Gesetzes vom 23. Dezember 2014, Nr. 190, und des Artikels 9f des Gesetzesdekrets vom 19. Juni 2015, Nr. 78, mit Änderungen zum Gesetz vom 6. August 2015, Nr. 125, erhoben und in einer Größenordnung nicht über 800 Millionen Euro jährlich, innerhalb von sechzig Tagen ab Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes die Aktualisierung des Dekrets des Präsidenten des Ministerrats vom 29. November 2001 veranlasst wird, das im Beiblatt des staatlichen Gesetzesanzeiger Nr. 33 vom 8. Februar 2002 zur „Festlegung der wesentlichen Betreuungsstandards“ veröffentlicht wurde, sofern die planungsmäßige Ausgewogenheit der öffentlichen Finanzen eingehalten wird. 
GESTÜTZT auf Artikel 1 Absatz 554 des zitierten Gesetzes vom 28. Dezember 2015, Nr. 208, mit dem bestimmt wird, dass die Festlegung und Aktualisierung der WBS gemäß Artikels 1 Absatz 7 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 30 Dezember 1992, Nr. 502, mit dem Dekret des Ministerpräsidenten auf Vorschlag des Gesundheitsministers, unter Mitwirkung des Wirtschafts- und Finanzministers und im Einvernehmen mit der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen und nach vorheriger Stellungnahme der zuständigen parlamentarischen Kommissionen durchgeführt werden; 
GESTÜTZT auf Artikel 1 Absatz 559 desselben Gesetzes vom 28. Dezember 2015, Nr. 208, gemäß dessen, falls der Vorschlag ausschließlich die Änderung der vom Nationalen Gesundheitsdienst erbringbaren Leistungen betrifft, das heißt die Ermittlung von Maßnahmen zur Erhöhung der Angemessenheit ihrer Erbringung und ihre Genehmigung die öffentlichen Finanzen nicht weiter belasten, die Aktualisierung der WBS mit dem Dekret des Gesundheitsministers, unter Mitwirkung des Wirtschafts- und Finanzministers, nach Anhörung der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen durchgeführt wird, nachdem die 2 zuständigen parlamentarischen Kommissionen Stellung genommen haben und nachdem der Rechnungshof die Registrierung im staatlichen Gesetzesanzeiger veröffentlicht hat;
GESTÜTZT auf Artikel 6 Absatz 3 des Gesetzesdekrets vom 30. Dezember 2015, Nr. 210, mit Änderungen zum Gesetz vom 25. Februar 2016, Nr. 21, erhoben, der den Absatz 16 des Artikels 15 des Gesetzesdekrets vom 6. Juli 2012, Nr. 95 ersetzt, das mit Änderungen zum Gesetz vom 7. August 2012, Nr. 135, erhoben wurde, verfügt, dass die geltenden Höchsttarife der Anbieter von ambulanter Betreuung, sowie die Tarife von Leistungen für prothetische Versorgung gemäß Artikel 2 Absatz 380 des Gesetzes vom 24. Dezember 2007, Nr. 244, bis zum 30. September 2016 Bezugsquelle für die Bewertung der Angemessenheit der vom Nationalen Gesundheitsdiensts übernommen Lasten ist, wie die Koordinierungsgrundsätze der öffentlichen Finanzen, und dass die geltenden Höchsttarife von Anbietern von Krankhausbetreuung bis zum 31. Dezember 2016 Bezugsquelle für die Bewertung der Angemessenheit der vom Nationalen Gesundheitsdienst ist, wie die Koordinierungsgrundsätze der öffentlichen Finanzen; 
GESTÜTZT auf das Gesetz vom 19. August 2016, Nr. 167, zu den „Bestimmungen zu vorgeschriebenen neonatale Untersuchungen zur Vorsorge und Behandlung erblicher Stoffwechselstörungen“;
Unter der ANNAHME, dass daher die neuen Tarife, die bis zum 30 September 2016 und bis zum 31. Dezember 2016 festgelegt werden, in Kohärenz mit dem Finanzierungsstand des Standardbedarfs des Nationalen Gesundheitssystems bestimmt werden müssen, zu dem der Staat beiträgt; 
Nach EINHOLUNG der Stellungnahme seitens der zuständigen parlamentarischen Kommissionen der Abgeordnetenkammer und des Senats der Republik vom 14. Dezember 2016; 
GESTÜTZT auf das Einvernehmen mit dem Dekretentwurf des Präsidenten des Ministerrats zur Aktualisierung der wesentlichen Betreuungsstandards, der am 7. September 2016 von der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen getroffen wurde (Rep. Verordnungen Nr. 157/KSR); 
VERFÜGT
Kapitel I
Wesentliche Betreuungsstandards
Art. 1
Gegenstand
1. Der Nationalen Gesundheitsdienst sichert über öffentliche Finanzmittel und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Kriterien, die durch das Gesetz vom 23. Dezember 1978, Nr. 833, und durch das Gesetzesdekret vom 30 Dezember 1992, Nr. 502, in geltender Fassung vorgegeben sind, folgende wesentliche Betreuungsstandards:
a) Kollektiven Vorsorge und öffentliche Gesundheit 
b) Gesundheitsbetreuung im Sprengel 
c) Krankenhausbetreuung 
2. Die wesentlichen Betreuungsstandards gliedern sich gemäß Absatz 1 in Tätigkeiten, Dienste und Leistungen, die durch das vorliegende Dekret und durch die Anhänge festgelegt sind, deren fester Bestandteil sie sind. 
Kapitel II
Kollektive Vorsorge und öffentliche Gesundheit
Art. 2
Tätigkeitsbereiche der kollektiven Vorsorge und öffentlichen Gesundheit
1. Im Bereich der kollektiven Vorsorge und öffentlichen Gesundheit garantiert der Nationale Gesundheitsdienst über eigene Dienste sowie über vertragsgebundene Ärzte und Kinderärzte folgende Tätigkeiten:
a) Überwachung, Vorsorge und Kontrolle von Infektions- und Parasitenkrankheiten (inbegriffen Impfprogramme); 
b) Schutz der Gesundheit und Sicherheit von offenen und angrenzende Umgebungen; 
c) Überwachung, Vorsorge und Schutz der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz; 
d) Tiergesundheit und städtische und tierärztliche Hygiene; 
e) Lebensmittelsicherheit - Schutz der Gesundheit der Verbraucher; 
f) Überwachung und Vorsorge chronischer Erkrankungen, darin auch die Förderung gesunder Lebensweisen und organisierte Screening-Programme; Überwachung und Vorsorge in der Ernährung; 
g) Rechtsmedizinische Untersuchungen für öffentliche Zwecke. 
2. Im Umfeld der Tätigkeiten unter Absatz 1 garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die im Anhang 1 dieses Dekrets angeben sind. 
Kapitel III
Gesundheitsbetreuung im Sprengel
Art. 3
Tätigkeitsbereiche der Gesundheitsbetreuung im Sprengel
1. Der Betreuungsstandard im Sprengel gliedert sich in folgende Tätigkeiten: 
a) Medizinische Grundversorgung 
b) Notfallmedizin auf dem Territorium 
c) Pharmazeutische Betreuung 
d) Ergänzungsbetreuung 
e) Fachärztliche ambulante Betreuung 
f) Prothetische Versorgung 
g) Thermalbetreuung 
h) Territoriale Betreuung zu Hause und in der Praxis 
i) Territoriale Betreuung in Pflegeeinrichtungen und Heimen 
Art. 4
Medizinische Grundversorgung 
1. Im Bereich der medizinischen Grundversorgung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst über eigene Dienste sowie über vertragsgebundene Ärzte und Kinderärzte unter Einsatz bester Praktiken und im Einvernehmen mit dem Kranken die Verwaltung von akuten oder chronischen Erkrankungen in Pflegeeinrichtungen und Heimen, worunter auch Maßnahmen und Handlungen zur Förderung und zum globalen Schutz der Gesundheit fallen. 
2. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert insbesondere folgende Tätigkeiten und Leistungen: 
a) Die Entwicklung und Verbreitung der Gesundheitskultur und Sensibilisierung zu Themen, die im Zusammenhang mit der Anwendung von Verhaltens- und Lebensweisen stehen, die positiv für die Gesundheit sind; 
b) Information der Bevölkerung über die Dienste und Leistungen, die vom Nationalen und regionalen Gesundheitsdienst erbracht werden, und wie sie zu benutzen sind, darunter fallen auch das Kostenbeteiligungssystem für medizinische Leistungen und die Regelung zur Freistellung; 
c) die Gesundheitserziehung des Patienten und seiner Familienangehörigen, Beratung zum Umgang mit der Krankheit oder der Behinderung und Komplikationsvorsorge; 
d) die Aktivierung von Betreuungsvorgängen zu Gunsten des Kindes, die in Zusammenarbeit mit den Beratungsdiensten und Krankenhäusern die Übernahme im ersten Lebensmonat vorsehen, und zu Gunsten des Erwachsenen, auch über die multidisziplinäre Valutation und das Halten der Gesundheitskartei, Konsultation eines Facharztes und Betreuungskontinuität bei der Einweisungsphasen zum Krankenhausaufenthalt, während des Aufenthalts und in der Phase nach der Entlassung insbesondere auf Erkrankungen mit chronischem und fortgeschrittenem Verlauf; 
e) die Kontrolle der physischen, psychischen und sensorieller Entwicklung des Kindes und Suche nach Risikofaktoren insbesondere zur frühzeitigen Erkennung von neurosensorischen und psychischen Behinderungen und zur frühzeitigen Ermittlung von sozialen und gesundheitlichen Problemen; 
f) ambulante und Hausvisiten zum Zwecke der Vorsorge, Diagnose, Therapie und Rehabilitation; 
g) die Verschreibung von Medikamenten, die im nationalen Arzneimittelverzeichnis enthalten sind, die Verschreibung von fachärztlichen Leistungen, die im Tarifverzeichnis der ambulanten fachärztlichen Betreuung enthalten sind, Anforderung von Ergänzungsbetreuungen, Krankenhauseinweisungen und Anforderung von Thermalbehandlungen; 
h) die medizinischen und sozial-gesundheitliche Leistungen, die von der nationalen Gesetzgebung und der angewandten regionalen Rechtsvorschrift vorgesehen sind; 
i) die Durchführung von Sceenings, die von der nationalen Gesetzgebung und der angewandten regionalen Rechtsvorschrift vorgesehen sind; 
j) die programmierte Betreuung am Wohnort von Personen, die auf Grund ihrer Gehbehinderung oder schwerer Funktionsstörungen oder, weil sie mit herkömmlichen Transportmitteln nicht transportierbar sind, die Arztpraxis nicht erreichen können. Diese Betreuung kann auch mit fachärztlicher, krankenpflegerischer und rehabilitativer Betreuung ergänzt werden und nötigenfalls mit der Sozialfürsorge kombiniert werden; 
k) die gesetzlich vorgeschriebenen Bescheinigungen für die Wiederzulassung in die Pflichtschule, den Kinderhort, den Kindergarten und in die Oberschule sowie für die Arbeitsfreistellung des Elternteils in Folge der Erkrankung des Kindes; 
l) die Tauglichkeitszeugnisse für nicht wettkampfmäßig betriebene sportliche Tätigkeit im Schulbereich gemäß Dekret des Gesundheitsministers vom 24. April 2013 in geltender Fassung, Artikel 3, Buchstabe a) und c) nach spezifischer Anfrage seitens der zuständigen Schulbehörde; 
m) Zeugnisse für zeitlich begrenzte Arbeitsunfähigkeit; 
n) Zeugnis für die Wiederzulassung zur Arbeit, sofern vorgesehen; 
o) Pflichtimpfungen und Impfungen, die gefährdeten Bevölkerungsgruppen empfohlen werden; 
p) die Untersuchung und die Ermittlung von ungewünschten Reaktionen nach Impfungen. 

Art. 5
Betreuungskontinuität
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert die Betreuungskontinuität über den gesamten Tag und für alle Tage der Woche. Die Sanitätsbetriebe organisieren gesundheitliche Tätigkeiten, um die Erbringung von nicht aufschiebbaren Betreuungsleistungen in den Abend- und Nachtstunden und an Tagen vor Festtagen und an Festtagen sicherzustellen. 
Art. 6
Betreuung von Touristen
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert an Orten mit hohem Tourismusaufkommen, das durch entsprechende regionale Festlegungen ermittelt wird, gegen Bezahlung des von der regionalen Rechtsvorschrift festgelegten Tarifs eine medizinische Grundversorgung für nicht in der Region ansässige Betreute. 
Art. 7
Notfallmedizin auf dem Territorium
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert bei außerstationären Dringlichkeits-/Notfallsituationen im Territorium ärztliche Soforthilfe zur Stabilisierung des Patienten und sichert den sicheren Transport zur am besten geeigneten Krankenhausreinrichtung. Die Koordinierung und die Verwaltung der Notfallmedizin auf dem Territorium erfolgen über 24 Stunden durch die Einsatzzentralen 118. 
2. Insbesondere werden garantiert: 
a) medizinische Eingriffe mittels grundlegender und fortgeschrittener Rettungsmittel, auf der Erde wie aus der Luft, mit angemessen ausgebildetem medizinischem Personal, 
b) betreute und nicht betreute sekundäre Krankentransporte, 
c) Betreuungs- und organisatorische Tätigkeiten bei großen Notfällen, Ereignissen mit atomare, biologischen, chemischen und radiologischen Gefahren (ABCR), 
d) Betreuungstätigkeiten bei planmäßigen Veranstaltungen und Kundgebungen gemäß den Bestimmungen der Regionen und autonomen Provinzen. 
3. Die Notfallmedizin auf dem Territorium ergänzt sich mit der innerstationären Notfallmedizin, die in den PS (Notaufnahme)/DEA (Zentrale Leitstelle für Rettungsdienste und Notaufnahme) gesichert ist, und mit den Tätigkeiten der medizinischen Grundversorgung und Betreuungskontinuität. 
Art. 8
Pharmazeutische Betreuung über vertragsgebundene Apotheken
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert über die vertragsgebundenen Apotheken die Versorgung von Medikamenten der Klasse a) gemäß Artikel 8, Absatz 10 des Gesetzes vom 24. Dezember 1993, Nr. 537, deren Ausgabe nicht direkt den regionalen Sanitätsbetrieben anvertraut wird. Mit Einschränkung auf Medikamente mit gleicher Zusammensetzung der Wirkstoffe sowie der pharmazeutische Darreichungsform, Verabreichung, Ausgabeweise, Anzahl der Dosiereinheiten und Einheitsdosierung wird die Versorgung über die Apotheken bis zum wettbewerblich niedrigeren Preis unter den Medikamenten sichergestellt, die im normalen Vertrieb der Region verfügbar ist; wenn für diese Art von Medikamenten die Italienische Arzneimittelagentur (AIFA) den Höchstpreis für die Erstattung gemäß Artikel 11 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 31. Mai 2010, Nr. 78, mit Änderungen zum Gesetz vom 30. Juli 2010, Nr. 122 erhoben, festgesetzt hat und dieser Preis unter dem niedrigsten der Preise für die betreffenden Medikamente ist, ist die Versorgung über die Apotheke bis zum wettbewerblich Höchstpreis für die Erstattung gesichert. 
2. Über diese Apotheken werden zudem die neuen Dienste aus den Gesetzesdekreten gemäß Artikel 11, Absatz 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2009, Nr. 69, gesichert, wie in den sozial-gesundheitlichen Regionalplänen vorgesehen und unter Einhaltung der Grenzen für die bei Umsetzung des zitierten Artikels 11, Absatz 1, Buchstabe e) zur Verfügung gestellten Mitteln. 
Art. 9
Pharmazeutische Betreuung über die Dienste auf dem Territorium und in Krankenhäusern
1. Gemäß Artikel 8, Absatz 1 des Gesetzesdekrets vom 18. September 2001, Nr. 347, mit Änderungen zum Gesetz vom 16. November 2001, Nr. 405, erhoben, garantieren die Regionen und die Autonomen Provinzen Trient und Bozen über ihre eigenen Dienste auf dem Territorium und in Krankenhäusern die benötigten Medikamente für die Behandlung von Patienten, die sich in Betreuung am Wohnort, in Heimen und Pflegeeinrichtungen befinden, sowie die Medikamente für die unmittelbare Zeit nach der Entlassung aus dem Krankenhausaufenthalt oder nach ambulanter Untersuchungen durch einen Facharzt mit Einschränkung auf den ersten vollständigen Therapiezyklus im Rahmen der regionalen Verordnungen. 
2. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert zudem: 
a) im Fall, dass es keine wirksame therapeutische Alternative gibt, innovative Medikamente, deren Inverkehrbringung nicht auf dem nationalen Territorium aber in anderen Staaten zugelassen ist, Medikamente ohne derzeitige Zulassung, für die aus klinischen Versuchsreihen der Phase II zumindest erfolgversprechende Daten vorliegen, und Medikamente, die für eine andere als die zugelassene therapeutische Indikation verwendet werden, falls für diese Indikation zumindest erfolgversprechende Daten aus klinischen Versuchsreihen der Phase II vorliegen, die in ein entsprechendes Verzeichnis eingetragen und regelmäßig von der Italienische Arzneimittelagentur (AIFA) gemäß den von ihr angewandten Verfahrensweisen und Kriterien aktualisiert werden; 
b) Medikamente, die für eine andere als die zugelassene therapeutische Indikation verwendet werden dürfen, unter den Bedingungen des Artikels 1, Absatz 4-bis des Gesetzesdekrets vom 21. Oktober 1996, Nr. 536, mit Änderungen zum Gesetz vom 23. Dezember 1996, Nr. 648, erhoben. 
Art. 10
Ergänzungsbetreuung
1. Im Rahmen der Ergänzungsbetreuung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die Leistungen, die zur Bereitstellung von Einweg-Medizinprodukten, Heilbehelfe für Diabetiker und Produkte für eine besondere Ernährung in den Grenzen und Modalitäten gemäß Artikel 11, 12, 13 und 14. 
Art. 11
Bereitstellung von Einweg-Medizinprodukten
1. Den Betreuten mit Trachealkanüle, mit Ileostoma, mit Kolostoma und mit Urostoma, den Betreuten, die dauerhaft einen Katheter benötigen, den Betreuten mit einer schweren Harninkontinenz oder chronischen Fäkalinkontinenz und den Betreuten mit einer schweren chronischen Erkrankung, die sie zur Bettlägerigkeit zwingt, werden die Leistungen garantiert, die aus der Bereitstellung von Einweg-Medizinprodukten nach dem Tarifverzeichnis Anlage 2 dieses Dekrets bestehen. Die Bedingung für den Rechtsanspruch auf Leistungen wird durch den Facharzt des Nationalen Gesundheitsdienstes, gleich ob angestellt oder vertragsgebunden, bescheinigt, der für die spezifische Beeinträchtigung oder Behinderung zuständig ist. 
2. Die Leistungen, die die Bereitstellung von Einweg-Medizinprodukten nach dem Tarifverzeichnis Anlage 2 dieses Dekrets umfassen, werden nach Verschreibung des Facharztes erbracht, der dazu den Standardrezeptblock des Nationalen Gesundheitsdienst verwendet. Davon ausgenommen bleibt für die Regionen und die Autonomen Provinzen die Möglichkeit, die Modalitäten zu ermitteln, mit denen die Verschreibung für Allgemeinmediziner, frei zu wählende Kinderärzte und Ärzte der territorialen Anlaufstellen zulässig ist. Die Produkte zur Vorsorge und Behandlung von Läsionen durch Dekubitalgeschwür werden vom Arzt im Rahmen eines zeitlich befristeten Behandlungsplans verschrieben, der gegebenenfalls verlängert werden kann und von ihm vorbereitet wird; der verschreibende Arzt ist für die Durchführung des Plans verantwortlich. 
Art. 12
Art und Weise der Bereitstellung von Einweg-Medizinprodukten
1. Die Art und Weise, wie die Einweg-Medizinprodukte bereitgestellt werden, ist in der Anlage 11 festgelegt.
Art. 13
Bereitstellung von Heilbehelfen für Personen, die an Diabetes erkrankt sind oder an seltenen Krankheiten leiden
1. Den Betreuten mit Diabetes oder mit seltenen Krankheiten gemäß Anlage 3 dieses Dekrets werden Leistungen garantiert, die die Bereitstellung solcher Heilbehelfe umfassen, die im Tarifverzeichnis der betreffenden Anlage 3 angegeben sind. 
2. Die Regionen und Autonome Provinzen regeln die Art und Weise, wie das Anrecht auf Leistungen, die Versorgung mit Produkten und die zu bewilligenden Höchstmengen, festzustellen sind, die anhand des Bedarfs in Abhängigkeit des Schweregrades der Krankheit festgelegt werden. Sie versichern, die Verpflichtungen aus Artikel 50 des Gesetzesdekrets vom 30. November 2003, Nr. 269, mit Änderungen zum Gesetz vom 24. November 2003, Nr. 326, und späteren Änderungen erhoben, zu erfüllen. 
Art. 14
Bereitstellung von diätetischen Produkten
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert Leistungen, die Bereitstellung von Lebensmitteln für besondere medizinische Zwecke für Personen, die an erblichen Stoffwechselstörungen und an zystischer Fibrose leiden. Die Erkrankungen werden von Referenzzentren diagnostiziert und bescheinigt und zu diesem Zweck von den Regionen und Autonomen Provinzen ermittelt. 
2. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert zudem bis zum sechsten Lebensmonat die Bereitstellung von Muttermilchersatzstoffen für Kinder, die von HIV-positiven Müttern geboren werden, und stellt an Zöliakie erkrankten Personen glutenfreie Lebensmittel bereit, die speziell für Zöliakiekranke oder Personen mit Glutenunverträglichkeit geeignet sind. 
3. Die zur Verfügung gestellte Produkte für unter Absatz 1 angegebenen Personen sind im gesamtstaatlichen Register beim Gesundheitsministerium gemäß Artikel 7 des Ministerialdekrets vom 8. Juni 2001 eingetragen. Zöliakiekranken Personen wird die Bereitstellung von glutenfreien Produkten innerhalb der Obergrenzen monatlicher Ausgaben garantiert, die vom Gesundheitsministerium festgesetzt werden. 
4. Die Regionen und Autonomen Provinzen veranlassen in von ihnen selbst festgelegten Grenzen und Modalitäten die kostenlose Lieferung und von diätetischen Produkten an Personen, die an chronischer Nephropathie erkrankt sind, sowie Verdickungsmittel an Personen mit schwerer Dysphagie, die an neuro-degenerativen Krankheiten leiden. 
5. Die Regionen und Autonomen Provinzen regeln die Art und Weise, wie die Leistungen des vorliegenden Artikels erbracht werden und versichern die Erfüllung der Pflichten aus Artikel 50 des Gesetzesdekrets vom 30.September 2003, Nr. 269, mit Änderungen zum Gesetz vom 24. November 2003, Nr. 326, in geltender Fassung. 
Art. 15
Fachärztliche ambulante Betreuung
1. Im Rahmen der ambulanten fachärztlichen Betreuung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die im Tarifverzeichnis in der Anlage 4 dieses Dekrets aufgelisteten Leistungen. Die Leistungserbringung unterliegt der Angabe der Fragestellung oder des diagnostischen Verdachts auf dem Rezept seitens des verschreibenden Arztes. 
2. Das Tarifverzeichnis gibt für jede Leistung den Identifikationscode, die Definition, eventuelle Methoden für die Erbringung im Bezug zu den Anforderungen, die zur Sicherheit des Patienten benötigt werden, eventuelle Anmerkungen zu den Erbringungsbedingungen oder Indikationen für die Angemessenheit der Verschreibung wieder. Die Liste der Anmerkungen und die entsprechenden Erbringungsbedingungen oder Indikationen für die Angemessenheit der Verschreibung ist in der Anlage 4D enthalten. 
3. Das Tarifverzeichnis gibt zudem die Leistungen für die ambulante fachärztliche Betreuung an, die nach Fachbereichen gruppiert, die allein dazu dienen, die Anwendung der gesetzlichen Vorschriften zu den Grenzen der Verschreibbarkeit von Leistungen per Rezept und die Kostenbeteiligung seitens der Bürger zu ermöglichen. 
4. Die Regionen und Autonomen Provinzen regeln die Art und Weise, wie die Leistungen des vorliegenden Artikels erbracht werden, und versichern die Erfüllung der Pflichten aus Artikel 50 des Gesetzesdekrets vom 30.September 2003, Nr. 269, mit Änderungen zum Gesetz vom 24. November 2003, Nr. 326, in geltender Fassung. 
5. Die Leistungspakete werden zu Diagnostik- oder Therapiezwecken in organisierter ambulanter Form erbracht, die über die Methoden gemäß Artikel 5 Absatz 20 der Vereinbarung zwischen Regierung, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen vom 10. Juli 2014 über den Neuen Gesundheitspakt für die Jahre 2014-2016 ermittelt werden, wobei die Regelung hinsichtlich der Teilnahme an den Gesundheitskosten eingehalten wird. 
Art. 16
Bedingungen oder Grenzen der Erbringbarkeit von Leistungen der ambulanten fachärztlichen Betreuung
1. Die Leistungen ambulanter fachärztlicher Betreuung, für die Anmerkungen zu den spezifischen Erbringungsbedingungen im Hinblick auf den klinischen oder persönlichen Zustand des Empfängers, zum besonderen Zweck der Leistung (Therapie, Diagnose, Prognose oder Überwachung der Erkrankungen oder Bedingungen), zum verschreibenden Arzt, zum Ausgang der Verfahren oder vorangegangenen Untersuchungen angegeben sind, können vom Nationalen Gesundheitsdienst unter Einschränkung auf Fälle erbracht werden, in denen die gleichlautenden Bedingungen fortbestehen, was aus der Anmerkungsnummer und aus der klinischen oder diagnostischen Fragestellung hervorgeht, die auf dem Rezept des verschreibenden Arztes angegeben ist. 
2. Die Leistungen ambulanter fachärztlicher Betreuung, für die Anmerkungen zu den spezifischen Erbringungsbedingungen im Hinblick auf den klinischen oder persönlichen Zustand des Empfängers, zum besonderen Zweck der Leistung (Therapie, Diagnose, Prognose oder Überwachung der Erkrankungen oder Bedingungen), zum verschreibenden Arzt,  zum Ausgang der Verfahren oder vorangegangenen Untersuchungen angegeben sind, können vom Nationale Gesundheitsdienst unter Einschränkung auf Fälle erbracht werden, in denen die gleichlautenden Bedingungen fortbestehen, was aus der Anmerkungsnummer und aus der klinischen oder diagnostischen Fragestellung hervorgeht, die auf dem Rezept des verschreibenden Arztes angegeben ist. 
3. Die ambulanten Leistungen der Knochendichtemessung sind vom Nationalen Gesundheitsdienst beschränkt auf Personen erbringbar, die Voraussetzungen vorweisen, die in der Anlage 4A dieses Dekrets festgelegt sind.  
4. Die ambulanten Leistungen der refraktiven Chirurgie sind vom Nationalen Gesundheitsdienst beschränkt auf Personen erbringbar, die Voraussetzungen vorweisen, die in der Anlage 4B dieses Dekrets festgelegt sind. 
5. Die ambulanten Leistungen für zahnärztliche Betreuung sind vom Nationalen Gesundheitsdienst beschränkt auf Personen erbringbar, die in den Anmerkungen zur jeweiligen Leistung anhand der allgemeinen Kriterien angegeben sind, die in der Anlage 4B dieses Dekrets genannt werden. 
6. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert Personen mit diabetischen Erkrankungen die ambulanten fachärztlichen Leistungen für eine podologische Betreuung, die im Tarifverzeichnis im Anhang 4 enthalten sind.
Art. 17
Prothetische Versorgung
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert Personen gemäß Artikel 18 medizinische Leistungen, die Bereitstellung von Prothesen, Orthesen und technischen Behelfen im Rahmen eines betreuungsrehabilitativen Plans, der auf Vorsorge, Korrektur oder Kompensation von funktionellen Beeinträchtigungen oder Behinderungen, als Folge von Erkrankungen oder Läsionen, zur Steigerung der verbliebenen Fähigkeiten sowie zur Verbesserung der Autonomie des Betreuten gerichtet ist. 

2. Das Tarifverzeichnis in Anhang 5 enthält die Listen mit den Leistungen und den Vorrichtungsarten, darunter provisorische, zeitlich beschränkte und Reservevorrichtungen gemäß Artikel 18 Absatz 2 und 3, die vom Nationalen Gesundheitsdienst erbringbar sind. Das Tarifverzeichnis gibt für jede Leistung und Vorrichtungsart den Identifikationscode, die Festlegung, die Beschreibung der Hauptmerkmale, eventuelle Erbringungsbedingungen oder -grenzen, eventuelle vorrangige klinische Indikationen zur Verbesserung der Angemessenheit der Verschreibung. Die Leistungen und die Vorrichtungen sind in den Grenzen und gemäß den im Tarifverzeichnis angegebenen klinischen und Nutzungsindikationen erbringbar. 

3. Das Tarifverzeichnis enthält: 
a) die Prothesen und die Orthesen, die durch eine Fachkraft mit Ausbildung als Fachmann oder als Hilfskraft in einem Gesundheitsberuf nach Maß hergestellt oder vorbereitet werden, Zusätze und Wartungsleistungen, Reparatur, Anpassung oder Austausch von Komponenten jeder Prothese oder Orthese. Die unter diesem Buchstaben angegeben Vorrichtungen und die Leistungen werden in der Liste 1 aufgeführt; 
b) die technischen Behelfe aus kontinuierlicher oder serienmäßiger Herstellung, die im Verzeichnis 2A angegeben sind und zur Sicherung eines korrekten und sicheren Gebrauchs durch den Betreuten dienen, müssen von der Gesundheitsfachkraft angewendet werden; 
c) die gebrauchsfertigen technischen Behelfe aus kontinuierlicher oder serienmäßiger Herstellung, die keine Anwendung durch die Gesundheitsfachkraft erfordern, sind in Verzeichnis 2B angegeben. 
4. Falls die Anpassung oder auf die Person zugeschnittene Angleichung eines serienmäßigen Behelfs erforderlich ist, wird die Leistung vom Facharzt verschrieben und durch die Zuschlagsempfänger des öffentlichen Ausschreibungsverfahrens für den Kauf der Behelfe, von Gesundheitsfachkräften oder Gesundheitshilfskräften im Rahmen der jeweiligen für die Berufsprofile festgestellten Kompetenzen ausgeführt. 
5. Falls der Betreute zur Befriedigung spezifischer, anerkennenswerter Bedürfnisse, die aus seiner Lebensweise oder seinem Lebens-, Beziehungs- und Sozialumfeld stammen, im Einvernehmen mit dem Arzt eine Vorrichtung beantragt, die zu einer der Typen gehört, die in den Verzeichnissen der Anlagen beschrieben ist und dessen Konstruktion oder Funktion oder Aussehen nicht in der Beschreibung angegeben ist, stellt der Arzt eine Verschreibung aus, auf der die Gründe des Antrags genannt werden und gibt den Typencode der Vorrichtung an und unterrichtet zudem den Betreuten über die Eigenschaften und betreuungsrehabilitativen Funktionen. Der zuständige örtliche Sanitätsbetrieb genehmigt die Lieferung. Die etwaige Differenz zwischen dem Tarif oder dem vom örtlichen Sanitätsbetrieb übernommenen Preis für die in den Verzeichnissen enthaltene entsprechende Vorrichtung und dem Preis der gelieferten Vorrichtung geht weiterhin zu Kosten des Betreuten; ebenfalls gehen die Ausgaben für alle fachlichen Leistungen für geforderte Änderungen oder Besonderheiten der gelieferten Vorrichtung zu Lasten des Betreuten. 
Art. 18
Zielgruppen für prothetische Versorgungsleistungen
1. Alle nachstehend aufgeführten Betreute haben hinsichtlich ihrer spezifischen Beeinträchtigungen und Behinderungen das Recht auf prothetische Betreuungsleistungen, die zur Bereitstellung der in Anlage 5 dieses Dekrets enthalten Vorrichtungen führt: 
a) Zivil-, Kriegs- und Dienstinvalide, Vollblinde, Halbblinde oder Personen mit schweren Sehbehinderungen gemäß Gesetz vom 3. April 2001, Nr. 138, und Gehörlose gemäß Artikel 1, Absatz 2 des Gesetzes vom 12. März 1999, Nr. 68 im Maße ihrer von den zuständigen Ärztekommissionen anerkannten Behinderung; 
b) Minderjährige unter 18 Jahren, die eines Vorsorgeeingriffs, einer Behandlung und einer Rehabilitation von einer schweren und permanenten Invalidität bedürfen; 
c) die Personen unter Buchstabe a), die unter fortgeschrittenen oder degenerativen Erkrankungen leiden, die zu permanenten Beeinträchtigungen führten, die vom Facharzt festgestellt wurden, aber nach Anerkennung der Invalidität eingetreten sind; 
d) Personen, die einen Antrag auf Anerkennung der Invalidität gestellt haben und deren Beeinträchtigungen von den zuständigen Ärztekommissionen anerkannt wurden, die durch Zusammenwirken oder Nebeneinanderbestehen im Einzelnen eine Minderung der Arbeitsfähigkeit von mehr als einem Drittel bewirken, die aus den Protokollen gemäß Art. 1 Abs. 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 1990, Nr. 295 hervorgeht; 
e) die Personen, die auf die Anerkennung der Invalidität warten, für die der verschreibende Facharzt den Bedarf und die Dringlichkeit einer Prothese, einer Orthese oder eines Behelfs für die umgehende Aktivierung eines betreuungsrehabilitativen Plans ein Attest zur Anerkennung der bescheinigten Invalidität ausgestellt; 
f) Personen einer akkreditieren öffentlichen oder privaten Krankenanstalt, für die der leitende Arzt der operativen Einheit die sofortige Erfordernis und Dringlichkeit einer Prothese, einer Orthese oder eines Behelfs vor der Entlassung zur rechtzeitigen Einleitung oder Durchführung des betreuungsrehabilitativen Plans angesichts einer schweren und dauernden Behinderung bescheinigt. Gleichzeitig mit der Bereitstellung der Prothese oder der Orthese muss das Verfahren zur Anerkennung der Invalidität eingeleitet werden; 
g) Personen nach Gliederamputation, Frauen, die auf Grund einer angeborenen Fehlbildung oder nach einer Mastektomie ohne Brust oder ohne Brüste oder nur ohne Milchdrüse sind und Personen nach einer zerstörerischen Augenoperation hinsichtlich der oben genannten Beeinträchtigungen; 
h) Personen mit einer seltenen Krankheit nach Anlage 7 dieses Dekrets hinsichtlich der mit der Krankheit verbundenen Beeinträchtigungen. 
2. Frauen, die auf Grund einer angeborenen Fehlbildung oder nach einer Mastektomie ohne Brust oder ohne Brüste oder nur ohne Milchdrüse sind und Personen mit Enukleation des Augenbulbus haben Anspruch auf provisorische Geräte. Personen nach Gliederamputation haben in Alternative zur zeitlich beschränkten Vorrichtung Anspruch auf die provisorische Vorrichtung. 
3. Die Regionen und Autonomen Provinzen oder die örtlichen Sanitätsbetriebe können nach Verschreibung des Facharztes für höchstens 60 Tage, eventuell verlängerbar, serienmäßige Vorrichtungen nach Liste 2B des Anhangs 5 an Personen mit schwerer vorübergehender Behinderung liefern, die am Wohnort betreut werden, bei geschützter Entlassung oder integrierter Betreuung am Wohnort, falls die betreffenden Regionen oder örtlichen Sanitätsbetrieben die Wiederverwendung für diese Vorrichtungen eingeleitet haben.
4. Falls die Vorrichtungen aus Gründen des sofortigen Bedarfs und Dringlichkeit während der Einlieferung in akkreditierte, öffentliche oder private Sanitätsbetriebe verschrieben werden, die sich außerhalb der für den Wohnort des Betreuten zuständigen Sanitätsbetriebs befinden, wird die Verschreibung von der operativen Einheit des örtlichen Sanitätsbetriebs des Wohnorts weitergeleitet, die umgehend, auch telematisch, die Genehmigung ausstellt. Unter Beschränkung auf die in der Liste 1 des Anhangs 5 beinhalteten Vorrichtungen gilt im Fall eines Stillschweigens des örtliche Sanitätsbetriebs die Genehmigung nach 5 Tagen ab Erhalt der Verschreibung als anerkannt. Bei einer stillschweigenden Genehmigung ist das dem Lieferanten zugestandene Entgelt gleich dem Tarif oder dem festgesetzten Preis der Region, in der der Betreute wohnt. 
5. Der örtliche Sanitätsbetrieb für Personen mit Gliederamputation kann die Lieferung einer Reserveprothese genehmigen. Gegenüber anderen Patienten, für die eine nicht vorhandene Vorrichtung verhindert, dass grundlegende Lebenstätigkeiten verrichtet werden können, muss der örtliche Sanitätsbetrieb sofort ihre Reparation oder Auswechselung veranlassen. 
6. Arbeitsinvaliden werden die ihnen gemäß Dekret des Präsidenten der Republik vom 30. Juni 1965, Nr. 1124 zustehenden Vorrichtungen von der Gesamtstaatlichen Anstalt für Versicherungen gegen Arbeitsunfälle (Inail) bereitgestellt, wobei die Kosten nach den von der Anstalt selbst festgelegten Weisungen und Verfahren übernommen werden. 
7. Bereits von den geltenden Normen vorgesehene Begünstigungen für Kriegsinvaliden und zu ihnen gehörige Kategorien sind davon nicht betroffen. 
8. In außergewöhnlichen Fällen können die örtlichen Sanitätsbetriebe für Personen mit schwersten Behinderungen unter Einhaltung der von der Region festgelegten Verfahrensweisen und auf Grundlage der Kriterien und Leitlinien die Bereitstellung von Prothesen, Orthesen oder Behelfen garantieren, die nicht zu einer der Kategorien gehört, die im beiliegenden Tarifverzeichnis aufgeführt sind. 
9. Die in Anhang 5 enthaltenen Vorrichtungen gehen in das Eigentum des Betreuten über. Davon bleibt das Recht der Regionen und Autonomen Provinzen unberührt, die Überlassung serienmäßiger Vorrichtungen der Verzeichnisse 2A und 2B des Anhangs 5 als Leihe festzulegen, für die die Regionen, Provinzen oder Unternehmen einen Wiederverwendungsdienst aktiviert haben. Der Betreute ist für die Aufbewahrung und den guten Umgang mit der Prothesen, Orthese oder dem technischen Behelf verantwortlich. 
10. Der örtliche Sanitätsbetrieb genehmigt die Lieferung neuer Vorrichtungen, die im Verzeichnis 1 des Anhangs 5 zu Gunsten ihrer Betreuten im Alter von über 18 Jahren enthalten sind, wenn die angegebenen Mindestzeiten zur Erneuerung für jede Klasse des betreffenden Verzeichnisses abgelaufen sind, und unter allen Umständen wenn die Bedingungen der Buchstaben a) und b) und mit den dort angegebenen Verfahren gegeben sind. Für Vorrichtungen, für die keine Mindestzeiten angegeben sind, werden die Prognosen der Buchstaben a) und b) angewendet. Für Vorrichtungen, die Betreuten im Alter unter 18 Jahren geliefert werden, werden keine Mindestzeiten zur Erneuerung angewendet und der örtliche Sanitätsbetrieb genehmigt den Austausch oder die Änderungen der bereitgestellten Vorrichtungen anhand der verschriebenen klinischen Untersuchungen und gemäß des betreuungsrehabilitativen Plans. Die Lieferung neuer Vorrichtungen kann in folgenden Fällen genehmigt werden: 
a) besondere therapeutische oder rehabilitative Notwendigkeit oder Änderung des psychophysischen Zustands des Betreuten auf Grundlage eines detaillierten Berichts des verschreibenden Arztes, der der Verschreibung beigefügt ist und der mit sachgemäßer Begründung die Unangemessenheit des verwendeten Behelfs und die Notwendigkeit einer Erneuerung zur Aufrechterhaltung der Eigenständigkeit der Person in ihrem Lebensumfeld bescheinigt; 
b) unbeabsichtigte Beschädigung oder Verschleiß, die nicht einem unsachgemäßen Gebrauch, einer grober Nachlässigkeit oder einem Vorsatz zuzuordnen sind, in Folge dessen die Vorrichtung technisch unbrauchbar wird oder ihre Reparatur sich nicht empfiehlt, da sie repariert nicht mehr voll funktionstüchtig ist. Für eine Bewertung kann der örtliche Sanitätsbetrieb von ihr beauftrage Techniker zu Hilfe nehmen. 
Art. 19
Art und Weise der Erbringung der prothetischen Versorgung
1. Die Art und Weise der Erbringung prothetischer Versorgung und Ermittlung der Leistungserbringer sind in Anhang 12 festgelegt. 
Art. 20
Thermalbetreuung
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert die Erbringung von Thermalbetreuung für Personen, darunter Versicherte von INPS und INAIL, mit Erkrankungen, die im Anhang 9 dieses Dekrets angegeben sind und die aus diesen Leistungen realen Nutzen ziehen können. Im betreffenden Anhang werden die erbringbaren Leistungen nach Empfängerkategorien unterteilt aufgelistet. 
2. Die Erbringung wird für Leistungen in einem Jahreszyklus garantiert, wovon Kriegs- und Dienstinvaliden, Blinde, Gehörlose und Zivilinvalide ausgenommen sind, die einen zweiten Jahreszyklus zur Behandlung der zu Invalidität führenden Krankheit ausnutzen können. 
Kapitel IV
Soziale und gesundheitliche Betreuung
Art. 21
Integrierte Betreuungsabläufe
1. Die in diesem Kapitel genannten Abläufe für die Betreuung am Wohnort, im Territorium, in Heimen und Pflegeeinrichtungen sehen die gemeinsame Erbringung von Tätigkeiten und Leistungen im betreffenden Gesundheitsbereich und im Bereich der sozialen Dienste vor. Mit der auf der Vereinten Konferenz gemäß Artikel 8 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 28. August 1997, Nr. 281, verabschiedeten Vereinbarungen werden die Grundzüge mit dem Ziel festgelegt, die Homogenität in den institutionellen, beruflichen und organisatorischen Integrationsprozessen der oben genannten Bereiche, auch mit Beitrag der lokalen Selbstverwaltung, sowie die Verwendungsweise der Mittel sicherzustellen, die mit dem Integrationsziel vereinbar sind, auch unter Bezug auf den Pflegebedürftigenfonds gemäß Artikel 1 Absatz 1264 des Gesetzes vom 27. Dezember 2006, Nr. 296 in geltender Fassung. 
2. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert den einheitlichen Zugang zu den Gesundheits- und Sozialdiensten und die multidisziplinäre Valutation der Bedürfnisse unter klinischen, funktionalen und sozialen Gesichtspunkten. Die Regionen und Autonomen Provinzen organisieren die Tätigkeiten und garantieren auf ihrem Territorium Einheitlichkeit in den Modalitäten, Verfahrensweisen und Instrumenten der multidisziplinären Valutation, auch hinsichtlich der unterschiedlichen Phasen des Betreuungsprojektes. 
3. Der individuellen Betreuungsplan (IBP) legt die therapeutisch-rehabilitativen und Betreuungsbedürfnisse der Person fest und wird von der multidisziplinäre Valutationseinheit unter Einbeziehung aller Komponenten des gesundheitlichen, sozial-gesundheitlichen und sozialen Betreuungsangebots des Patienten und seiner Familie ausgearbeitet. Die Koordinierung der klinischen Tätigkeit gehört zu den Aufgaben des Arztes für Allgemeinmedizin oder des Kinderarztes freier Wahl, ausgenommen davon sind Fälle, in denen eine andere verantwortliche Stelle für das Pflegeverhältnis bestimmt wurde. 
4. Im Bereich der territorialen Gesundheitsbetreuung im Sprengel werden die Eingriffe bevorzugt, die den Verbleib der betreuten Personen über die Aktivierung verfügbarer, formaler wie informaler Mittel an ihrem Wohnort ermöglichen; die therapeutisch-rehabilitativen und betreuerischen Behandlungen, teilstationär und stationär, werden auf Grundlage der multidisziplinären Valutation nötigenfalls durch den Nationalen Gesundheitsdienst garantiert. 
Art. 22
Hauskrankenpflege
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert pflegebedürftigen und gebrechlichen Personen, die gegenwärtig an Erkrankungen oder deren Folgen leiden, Betreuungsabläufe am Wohnort, die sich aus der organisierten Gesamtheit von ärztlicher Behandlung, Rehabilitation, Krankenpflege und Hilfskrankenpflege zusammensetzt, die zur Stabilisierung des klinischen Erscheinungsbildes, des funktionalen Abbaus und zur Verbesserung der Lebensqualität benötigt werden. Der örtliche Sanitätsbetrieb sichert die Kontinuität zwischen der Phase der Krankenhausbetreuung und der der Gesundheitsbetreuung am Wohnort. 
2. Die Hauskrankenpflege als Antwort auf die Bedürfnisse pflegebedürftiger und gebrechlicher Personen ergänzt sich mit den Leistungen der Sozialfürsorge und Familienhilfe, wie vom Dekret des Präsidenten des Ministerrats vom 14. Februar 2001 „Verwaltungs- und Koordinierungsverordnung zur sozialen und gesundheitlichen Integrierung“. Der klinische, funktionelle und soziale Bedarf wird über geeignete multidisziplinäre Bewertungsinstrumente sichergestellt, die die Übernahme der Person und die Festlegung des integrativen sozial-gesundheitlichen „Individuellen Betreuungsplans“ (IBP), vorbehaltlich der Maßnahmen der Regionen und Autonomen Provinzen im Hinblick auf Absatz 3, Buchstabe a). 
3. Je nach Gesundheitsbedarf des Betreuten und nach Intensität, Komplexität und Dauer der Betreuungsmaßnahme gliedert sich die Hauskrankenpflege in folgende Pflegestufen: 
a) Hauskrankenpflege Grundstufe: Sie besteht aus Leistungen von Fachpersonal zur Deckung weniger komplexer Gesundheitsbedürfnisse in Form ärztlicher, krankenpflegerischer und/oder rehabilitativer Betreuung, die sich auch wiederholen können; Hauskrankenpflegedienste der Grundstufe, die in den von den Regionen und Autonomen Provinzen vorgesehenen Modalitäten eingeleitet werden, sind durch einen „Betreuungsintensitätskoeffizienten“ (CIA
) unter 0,14 gekennzeichnet; 
b) Integrierte Hauskrankenpflege (ADI) 1. Stufe: Sie besteht aus Leistungen von Fachpersonal vor allem in der Art ärztlicher-krankenpflegerischer-betreuerischer Leistungen oder vornehmlich aus Rehabilitations- und Betreuungsleistungen für Personen mit Erkrankungen oder funktionalen Gesundheitszuständen, die eine kontinuierliche Betreuung und programmierte Behandlungen erforderlich machen, die je nach Problematik und Komplexität des Falls mit einem CIA zwischen 0,14 und 0,30 eingestuft sind; nötigenfalls werden die Untersuchungen, die Bereitstellung von Medikamenten nach Artikel 9 und von medizinischen Vorrichtungen nach Artikel 11 und 17 sowie die Präparate für eine künstliche Ernährung sichergestellt. Die Hauskrankenpflege der ersten Stufe erfordert die multidisziplinäre Valutation, die „Übernahme“ der Person und die Festlegung eines „Individuellen Betreuungsplans“ (IBP) oder eines „Individuellen Rehabilitativen Behandlungsplanes“ (IRB), der die rehabilitativen Bedürfnisse der Person festlegt, und werden in den von den Regionen und Autonomen Provinzen vorgesehenen Modalitäten auch auf Anfrage von Familienangehörigen oder der sozialen Dienste eingeleitet. Der Arzt für Allgemeinmedizin oder der Kinderarzt freier Wahl übernehmen die medizinische Verantwortung der Pflegeprozesse, werten die Rolle der Familie auf und unterstützen sie; 
c) Integrierte Hauskrankenpflege (ADI) 2. Stufe: Sie besteht aus Leistungen von Fachpersonal vor allem in der Art ärztlicher-krankenpflegerischer-betreuerischer Leistungen oder vornehmlich aus Rehabilitations- und Betreuungsleistungen für Personen mit Erkrankungen oder funktionalen Gesundheitszuständen, die eine kontinuierliche Betreuung und programmierte Behandlungen erforderlich machen, die je nach Problematik und Komplexität des Falls mit einen CIA zwischen 0,31 und 0,50 eingestuft sind; nötigenfalls werden die Untersuchungen, die Bereitstellung von Medikamenten nach Artikel 9 und von medizinischen Vorrichtungen nach Artikel 11 und 17 sowie die Präparate für eine künstliche Ernährung sichergestellt. Die Hauskrankenpflege der zweiten Stufe erfordert die multidisziplinäre Valutation, die „Übernahme“ der Person und die Festlegung eines „Individuellen Betreuungsplans“ (IBP) oder eines „Individuellen Rehabilitativen Behandlungsplanes“ (IRB) und werden in den von den Regionen und Autonomen Provinzen vorgesehenen Modalitäten auch auf Anfrage von Familienangehörigen oder der sozialen Dienste eingeleitet. Der Arzt für Allgemeinmedizin oder der Kinderarzt freier Wahl übernehmen die medizinische Verantwortung der Pflegeprozesse, werten die Rolle der Familie auf und unterstützen sie; 

d) integrierte Hauskrankenpflege (ADI) 3. Stufe: Sie besteht aus Leistungen von Fachpersonal vor allem in der Art ärztlicher-krankenpflegerischer-betreuerischer Leistungen, in Untersuchungen, der Bereitstellung der Medikamente nach Artikel 9 und der medizinischen Vorrichtungen nach Artikeln 11 und 17 sowie der Präparate für eine künstliche Ernährung zugunsten von Personen mit hoch komplexen Erkrankungen, medizinischer Instabilität und schwierig zu überwachenden Symptomen, die eine kontinuierliche Betreuung und programmierte Behandlungen erforderlich machen, die mit einem CIA über 0,50 eingestuft sind, auch durch die Notwendigkeit, die Familie und/oder die Pflegekraft zu unterstützen. Die hoch intensive Hauskrankenpflege wird nach den von den Regionen und Autonomen Provinzen vorgesehenen Modalitäten eingeleitet und erfordert die multidisziplinäre Valutation, die „Übernahme“ der Person und die Festlegung eines „Individuellen Betreuungsplans“ (IBP). Der Arzt für Allgemeinmedizin oder der Kinderarzt freier Wahl übernehmen die medizinische Verantwortung der Pflegeprozesse, werten die Rolle der Familie auf und unterstützen sie. 
4. Im Sinne des Artikels 3-septies des gesetzesvertretenden Dekrets vom 30. Dezember 1992, Nr. 502, in geltender Fassung und des Dekrets des Präsidenten des Ministerrats vom 14. Februar 2001 „Verwaltungs- und Koordinierungsverordnung zur sozialen und gesundheitlichen Integrierung“ wird die Hauskrankenpflege durch Hilfskrankenpflege und fachliche Krankenpflege ergänzt. Die oben genannten Leistungen für die Hilfskrankenpflege und fachlichen Krankenpflege, die nach den von den Regionen und Autonomen Provinzen erbrachten Betreuungsmodellen geregelt werden, gehen für die ersten dreißig Tage nach der geschützten Entlassung aus dem Krankenhaus vollständig und in den nachfolgenden Tagen zu 50% zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
5. Die Hauskrankenpflege wird nach den Ergebnissen der multidisziplinären Valutation mit sozialen Maßnahmen ergänzt. 
Art. 23
Häusliche Palliativpflege
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert häusliche Palliativpflege gemäß Gesetz vom 15. März 2010, Nr. 38, im Rahmen des Palliativpflegenetzes zu Gunsten von Personen mit Erkrankungen mit chronischem und fortgeschrittenem Verlauf, für die es keine Therapien gibt, oder, sofern vorhanden, die für eine Stabilisierung der Krankheit oder einer merklichen Lebensverlängerung unangemessen oder unwirksam sind. Die Pflege wird von den Palliativpflegeeinheiten (UCP) anhand von formalisierten Protokollen des Netzes erbracht und bestehen aus fachärztlichen, krankenpflegerischen, rehabilitativen und psychologischen Leistungen sowie aus Untersuchungen, Bereitstellung der Medikamente nach Artikel 9 und der medizinischen Vorrichtungen nach den Artikeln 11 und 17 und der Präparate für eine künstliche Ernährung, aus Hilfs- und Fachpflegeleistungen und spiritueller Unterstützung. Die häusliche Palliativpflege gliedert sich in folgende Pflegestufen: 
a) Grundstufe: Sie besteht aus Maßnahmen, die vom Arzt für Allgemeinmedizin oder dem Kinderarzt freier Wahl im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe f)  des Gesetzes vom 15. März 2010, Nr. 38, koordiniert werden und einen palliativen Ansatz über die optimale Symptomkontrolle und eine angemessene Kommunikation mit den Betreuten und der Familie gewährleisten; sie werden von Ärzten und Pflegepersonal erbracht, das gute Grundkenntnisse zur palliativen Pflege besitzt und gliedern sich in programmierte Behandlungen, die hinsichtlich des Individuellen Betreuungsplans mit einem CIA über 0,50 eingestuft sind; 

b) Spezialisierte Stufe: Sie besteht aus einem eigens dafür zuständigen multiprofessionellen und  multidisziplinären Team für Kranke mit komplexen Bedürfnissen, für die die Grundversorgung nicht ausreicht; sie erfordert einen hohen Kompetenzgrad und einen interdisziplinären Arbeitsmodus. Hinsichtlich des Grad der Komplexität, die auch mit der klinischen Instabilität und einer schwierigen Symptomkontrolle verbunden ist, werden Betreuungskontinuität und programmierte Behandlungen garantiert, die mit einem CIA von über 0,50 eingestuft sind und vom Individuellen Betreuungsplan festgelegt werden, zudem werden sofort Ärzte und Pflegepersonal rund um die Uhr bereitgestellt. 
2. Häusliche Palliativpflege erfordert die multidisziplinären Valutation, die Patienten- und Angehörigenübernahme und die Festlegung eines „Individuellen Betreuungsplans“ (IBP). Die häusliche Palliativpflege wird nach den Ergebnissen der multidisziplinären Valutation mit sozialen Maßnahmen ergänzt. 
Art. 24
Soziale und gesundheitliche Betreuung von Minderjährigen, Frauen, Ehepaaren, Familien
1. Im Bereich der Betreuung im Sprengel, am Wohnort und im Territorium mit Direktzugang garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Frauen, Minderjährigen, Ehepaaren und Familien, auch am Wohnort, fachärztliche, diagnostische und therapeutische Leistungen sowie Geburtshilfeleistungen und psychologische, psychotherapeutische und rehabilitative Leistungen, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) Aufklärung und Beratung über eine verantwortungsbewusste Mutterschaft und Vaterschaft; 
b) Verabreichung von Mitteln, die für eine verantwortungsbewussten Zeugung notwendig sind; 
c) präkonzeptionelle Beratung; 
d) Schutz der Gesundheit der Frau, Vorsorge und Behandlung von sexuell übertragbaren Krankheiten, Vorsorge und frühzeitig Diagnose von Krebserkrankungen weiblicher Genitalien in Zusammenarbeit mit Screening-Zentren und gutartige Erkrankung des Geschlechtsapparates; 
e) Betreuung schwangerer Frauen und Schutz der Gesundheit des ungeborenen Kindes auch zu Zwecken der Vorsorge gegen die damit verbundenen psychischen Belastungen; 
f) geburtsbegleitende Kurse in Zusammenarbeit mit den Krankenhausreinrichtungen; 
g) Wochenbettbetreuung, Förderung und Beistand beim Stillen und Unterstützung bei der Betreuung des Neugeborenen; 
h) Beratung, psychologischer Beistand und Betreuung bei einer gewollten Schwangerschaftsunterbrechung und bei der Ausstellung von Bescheinigungen; 
i) Beratung, psychologischer Beistand und Betreuung bei Problemen mit Sterilität und Unfruchtbarkeit und bei medizinisch-assistierter Fortpflanzung; 
j) Beratung, psychologischer Beistand und Betreuung bei Problemen im Zusammenhang mit der Menopause; 
k) Beratung und psychologischer Betreuung bei Problemen Alleinstehender und von Paaren; 
l) Beratung und Betreuung für Heranwachsende, auch in Zusammenarbeit mit schulischen Einrichtungen; 
m) Vorsorge, Bewertung, Betreuung und psychologischer Beistand von Minderjährigen in Notlagen sowie vernachlässigten, misshandelten und missbrauchten Minderjährigen; 
n) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
o) psychologische und soziale Unterstützung für Familien in Notlagen; 
p) Bewertung und psychologischer Beistand für Ehepaare und Minderjährige in Pflegefamilien und Adoption auch in späteren Phasen nach der Eingliederung in die Pflegefamilie; 
q) Beziehungen zum Jugendgericht und damit verbundene Verpflichtungen (Beziehungen, Bescheinigungen usw.); 
r) Vorsorge, frühzeitige Erkennung und Betreuung in Fällen allgemeiner und sexueller Gewalt; 

s) fachärztliche Beratung und Zusammenarbeit mit anderen Diensten im Territorium des Sprengels; 
t) Beratung und Zusammenarbeit mit Kinderärzten freier Wahl und Ärzten der Allgemeinmedizin. 
2. Die Betreuung im Sprengel von Minderjährigen, Frauen, Paaren und Familien berücksichtigt eventuelle Zustände von Behinderungen und wird durch soziale Maßnahmen hinsichtlich des aus der Bewertung hervorgehenden sozialbetreuerischen Bedarfs ergänzt. 
Art. 25
Soziale und gesundheitliche Betreuung von Minderjährigen mit neuropsychiatrischen und neurologischen Störungen
1. Im Bereich der Betreuung im Sprengel, am Wohnort und im Territorium mit Direktzugang garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Minderjährigen mit neuropsychiatrischen und neurologischen Störungen die multidisziplinäre Übernahme und die Entwicklung eines nach Intensität, Komplexität und Dauer differenzierten individuellen Therapieprogramms, das, auch am Wohnort, fachärztliche, diagnostische und therapeutische Leistungen sowie psychologische, psychotherapeutische und rehabilitative Leistungen umfasst, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) frühzeitige und proaktive Erkennung der Störung; 
b) Aufnahme;
c) multidisziplinäre Untersuchungsbewertung; 
d) Festlegung, Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und habilitativen/rehabilitativen Programms durch das multiprofessionelle Team in Zusammenarbeit mit der Familie; 
e) neuropsychiatrische Untersuchungen; 
f) Verschreibung, Verabreichung und Überwachung pharmakodynamischer Therapien und medizinischer Geräte nach Artikel 11 und 17; 
g) klinisch-psychologisches Gespräch; 
h) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
i) Gespräche zur Orientierung, zum Training und Unterstützung der Familie im Umgang mit den Symptomen und im Gebrauch der medizinischen Geräte nach Artikel 11 und 17; 
j) extensive oder intensive Habilitation und Rehabilitation (einzeln und in der Gruppe) hinsichtlich der sensorischen, motorischen, kognitiven, neurologischen und psychischen Funktionsbeeinträchtigung mit dem Ziel, die persönlichen Eigenständigkeit zu entwickeln, wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftliche Erkenntnissen und Richtlinien beruhen, die in den Richtlinien des Höheren Gesundheitsinstituts enthalten sind; 
k) Psychoedukative Behandlungen und Behandlungen, die die Eigenständigkeit und Tätigkeiten des täglichen Lebens unterstützen; 
l) Tätigkeiten zur Orientierung und Ausbildung der Familie im Umgang des individuell angepassten therapeutischen und habilitativen/rehabilitativen Programms des Minderjährigen;
m) Unterstützungsgruppen für Familienangehörige; 
n) Maßnahmen im sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
o) fachärztliche Beratung und Zusammenarbeit mit Krankenhausabteilungen und anderen teilstationären und stationären Diensten im Territorium des Sprengels; 
p) Beratung und Zusammenarbeit mit Kinderärzten freier Wahl und Ärzten der Allgemeinmedizin; 
q) Zusammenarbeit mit den schulischen Einrichtung zur Eingliederung und Integration in Schulen aller Bildungsstufen in Bezug auf die Leistungen, die vom Gesetz 104/1992 in geltender Fassung vorgesehenen sind; 
r) Verpflichtungen in den Beziehungen mit der Jugendgericht; 

s) Zusammenarbeit und Ergänzung mit den Diensten für Abhängigkeitserkrankungen mit besonderem Bezug auf Minderjährige mit Begleiterkrankungen; 
t) mit den Diensten zum Schutz der psychischen Gesundheit koordinierten und geteilten Planung zum Verlauf der Betreuungskontinuität für Minderjährige hinsichtlich des Übergangs in das Erwachsenenalter. 
2. Die Gesundheitsbetreuung im Sprengel von Minderjährigen mit neuropsychiatrischen und neurologischen Störungen wird durch soziale Maßnahmen hinsichtlich des aus der Bewertung hervorgehenden sozialbetreuerischen Bedarfs ergänzt. 
Art. 26
Soziale und gesundheitliche Betreuung von Personen mit psychischen Störungen
1. Im Bereich der Betreuung im Sprengel, am Wohnort und im Territorium mit Direktzugang garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit psychischen Störungen die multidisziplinäre Übernahme und die Entwicklung eines nach Intensität, Komplexität und Dauer differenzierten individuellen Therapieprogramms, das, auch am Wohnort, fachärztliche, diagnostische und therapeutische Leistungen sowie psychologische, psychotherapeutische und rehabilitative Leistungen umfasst, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) frühzeitige und proaktive Erkennung der Störung; 
b) Aufnahme; 
c) multidisziplinäre Untersuchungsbewertung; 
d) Festlegung, Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutisch-rehabilitativen und sozial-rehabilitativen Programms durch das multiprofessionelle Team im Einverständnis der Person und in Zusammenarbeit mit der Familie; 
e) psychiatrische Untersuchungen; 
f) Verschreibung und Verabreichung pharmakodynamischer Therapien; 
g) klinisch-psychologisches Gespräch; 
h) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
i) Gespräche zur Orientierung und Unterstützung der Familie; 
j) therapeutisch-rehabilitative und sozial-erzieherische Maßnahmen mit dem Ziel, die Rückgewinnung der persönlichen, sozialen und beruflichen Eigenständigkeit zu fördern; 
k) Unterstützungsgruppen für die Patienten und ihre Familienangehörigen; 
l) Maßnahmen im sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
m) fachärztliche Beratung und Zusammenarbeit mit Krankenhausabteilungen und anderen teilstationären und stationären Diensten im Territorium des Sprengels; 
n) Zusammenarbeit mit Ärzten der Allgemeinmedizin; 
o) Zusammenarbeit und Ergänzung mit den Diensten für Abhängigkeitserkrankungen (SERT) mit besonderem Bezug auf Patienten mit Begleiterkrankungen; 
p) Psychoedukative Maßnahmen für die Person und für die Familie; 
q) koordinierte und geteilte Planung des Betreuungskontinuitätsverlaufs für Minderjährige zu Lasten der zuständigen Dienste beim Übergang ins Erwachsenenalter. 
2. Die Gesundheitsbetreuung im Sprengel von Personen mit psychischen Störungen wird durch soziale Maßnahmen hinsichtlich des aus der Bewertung hervorgehenden sozialbetreuerischen Bedarfs ergänzt. 
Art. 27
Soziale und gesundheitliche Betreuung von behinderten Personen
1. Im Bereich der Betreuung im Sprengel und im Territorium mit Direktzugang garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit komplexen Behinderungen die multidisziplinäre Übernahme und die Entwicklung eines nach Intensität, Komplexität und Dauer differenzierten individuellen Therapie- und Rehabilitationsprogramms, das, auch am Wohnort, fachärztliche, diagnostische und therapeutische Leistungen sowie psychologische, psychotherapeutische und rehabilitative Leistungen umfasst, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) multidisziplinäre Untersuchungsbewertung; 
b) Festlegung, Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programms in Zusammenarbeit mit der Person und der Familie; 
c) Umgang mit fachärztlichen Problematiken auch durch Rückgriff auf pharmakologische Behandlungen und deren Überwachung; 
d) klinisch-psychologisches Gespräch; 
e) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
f) Gespräche zur Orientierung, zum Training und Unterstützung der Familie im Umgang mit den Symptomen und im Gebrauch der Behelfe und Prothesen; 
g) extensive Habilitation und Rehabilitation (einzeln und in Gruppe) hinsichtlich der sensorischen, motorischen, kognitiven, neurologischen und psychischen Funktionsbeeinträchtigung mit dem Ziel, die persönlichen Eigenständigkeit in allen Lebensumständen wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten; 
h) psychoedukative Behandlungen und Behandlungen, die die Eigenständigkeit und Tätigkeiten des täglichen Lebens unterstützen; 
i) Unterstützungsgruppen; 
j) Maßnahmen im sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
k) fachärztliche Beratungen und Zusammenarbeit mit anderen teilstationären und stationären Diensten im Krankenhaus und im Territorium des Sprengels; 
l) Zusammenarbeit mit Ärzten der Allgemeinmedizin und Kinderärzten freier Wahl; 
m) Zusammenarbeit und Beratung mit den schulischen Einrichtung zur Eingliederung und Integration in Schulen aller Bildungsstufen in Bezug auf die Leistungen, die vom Gesetz 104/1992 in geltender Fassung vorgesehenen sind; 
n) therapeutisch-rehabilitative und sozial-rehabilitative Maßnahmen zur Wiedereingliederung ins Arbeitsleben. 
2. Die Gesundheitsbetreuung im Sprengel von Personen mit komplexen Behinderungen wird durch soziale Maßnahmen hinsichtlich des aus der Bewertung hervorgehenden sozialbetreuerischen Bedarfs ergänzt. 
Art. 28
Soziale und gesundheitliche Betreuung von Personen mit Abhängigkeitserkrankungen
1. Im Bereich der territorialen Betreuung, am Wohnort und im Territorium mit Direktzugang garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit Abhängigkeitserkrankungen, darunter pathologisches Spielen oder schädlicher Gebrauch von Substanzen, inbegriffen inhaftierte oder in Sicherheitsverfahrung befindliche Personen, die multidisziplinäre Übernahme und die Entwicklung eines individuellen Therapieprogramms, das fachärztliche, diagnostische und therapeutische Leistungen sowie psychologische, psychotherapeutische und rehabilitative Leistungen umfasst, wozu Methoden und Instrumente eingesetzt werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 

a) Aufnahme; 
b) multidisziplinäre Untersuchungsbewertung; 
c) Bewertung des Abhängigkeitszustands; 
d) Bescheinigung des pathologischen Abhängigkeitszustands; 
e) Festlegung, Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programms im Einvernehmen mit der Person und in Zusammenarbeit mit der Familie; 
f) Verabreichung spezifischer pharmakodynamischer, symptomatischer, antagonistischer Therapien und Ersatztherapien mit klinischen und Laboruntersuchungen; 
g) Umgang mit fachärztlichen Problematiken; 
h) Maßnahmen zur Vorsorge, zur frühzeitigen Erkennung und Behandlung von Erkrankungen im Zusammenhang mit dem Gebrauch von Substanzen; 
i) klinisch-psychologisches Gespräch; 
j) Gespräche zur Orientierung und Unterstützung der Familie; 
k) schadensbegrenzende Maßnahmen; 
l) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
m) sozial-rehabilitative, psycho-erzieherische und sozial-erzieherische Maßnahmen mit dem Ziel, die persönliche, soziale und berufliche Eigenständigkeit wiederherzustellen; 
n) Förderung von Unterstützungsgruppen für Personen mit pathologischer Abhängigkeit; 
o) Förderung von Unterstützungsgruppen für Familienangehörige von Personen mit pathologischer Abhängigkeit;
p) fachärztliche Beratung und Zusammenarbeit mit Krankenhausabteilungen und anderen teilstationären und stationären Diensten im Territorium des Sprengels; 
q) Zusammenarbeit mit Ärzten der Allgemeinmedizin und Kinderärzten freier Wahl; 
r) therapeutische und rehabilitative Eingriffe gegenüber Inhaftierten oder mit alternativen Maßnahmen zur Inhaftierung betroffenen Personen in Zusammenarbeit mit der Justizvollzugsanstaltsverwaltung; 
s) Zusammenarbeit und Ergänzung mit den Diensten zur psychischen Gesundheit für Patienten mit Begleiterkrankungen; 
2. Die Gesundheitsbetreuung im Sprengel von Personen mit Abhängigkeitserkrankungen wird durch soziale Maßnahmen hinsichtlich des aus der Bewertung hervorgehenden sozialbetreuerischen Bedarfs ergänzt. 
Art. 29
Betreuung in Pflegeeinrichtungen außerhalb des Krankenhauses mit erhöhtem Betreuungsaufwand
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert intensive stationäre Behandlungen und Behandlungen zur Aufrechterhaltung der Körperfunktionen mit erhöhtem Betreuungseinsatz für Personen mit nicht akuten Krankheiten, die hochkomplex, klinisch instabil sind und solchen mit schwierig zu diagnostizierenden Symptomenhaben, und deren Lebensfunktionen und/oder schwere Behinderung eine Unterstützung erforderlich macht, die eine kontinuierliche Betreuung mit sofortigem ärztlichen Einsatz und rund um die Uhr bereitstehendem Pflegepersonal erfordert. Die Behandlungen, die nicht stationär oder in anderen, weniger intensiven Betreuungseinrichtungen erbringbar sind, werden mittels Methoden und Instrumenten erbracht, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, und sich aus fachärztlichen, psychologischen, rehabilitativen, krankenpflegerischen und betreuerischen Leistungen, Untersuchungen, pharmazeutischer Betreuung, Bereitstellung von Präparaten für eine künstliche Ernährung und von medizinischen Geräte nach Artikel 11 und 17 zusammensetzen. 
2. Die Dauer der Behandlung mit erhöhtem Betreuungseinsatz wird anhand der Zustandsbedingungen des Betreuten festgesetzt, die einer spezifischen multidisziplinären Valutation unterzogen werden, die nach den von den Regionen und Autonomen Provinzen festgelegten Modalitäten durchzuführen ist. 
3. Die Behandlungen unter Absatz 1 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Art. 30
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Heimen und Pflegeeinrichtungen für pflegebedürftige Personen
1. Im Bereich Heimbetreuung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst pflegebedürftigen Personen nach vorheriger multidisziplinären Valutation und Übernahme: 
a) extensive Pflegebehandlung und Wiederherstellung der Körperfunktionen von pflegebedürftigen Personen mit Krankheiten, die, obwohl sie keine besonderen Probleme und komplexe Symptome aufweisen, einen erhöhten gesundheitlichen Schutz mit Betreuungskontinuität und Anwesenheit von Pflegepersonal rund um die Uhr erfordern. Die Behandlungen, die mittels Methoden und Instrumenten erbracht werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftliche Erkenntnissen beruhen, bestehen aus fachärztlichen, krankenpflegerischen, rehabilitativen und im Prothese-Bereich aus Leistungen zur Neuorientierung sowie aus betreuerischen Leistungen, Untersuchungen, pharmazeutischer Betreuung, Bereitstellung von Präparaten für eine künstliche Ernährung und von medizinischen Geräten nach Artikel 11 und 17, und aus der therapeutischer Erziehung des Patienten und der Pflegekraft. Die Dauer der extensiven Behandlung, die in der Regel nicht über 60 Tage dauert, wird anhand der Zustandsbedingungen des Betreuten festgesetzt, die einer spezifischen multidisziplinären Valutation unterzogen werden, die nach den von den Regionen und Autonomen Provinzen festgelegten Modalitäten durchzuführen ist;
b) Behandlung in Langzeitbetreuung, Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der Körperfunktionen von pflegebedürftigen Personen, darunter auch Maßnahmen zur Erleichterung der Pflegekraft. Die Behandlungen bestehen aus fachärztlichen, krankenpflegerischen, rehabilitativen und im Prothese-Bereich aus Leistungen zur Neuorientierung sowie aus betreuerischen Leistungen, Untersuchungen, pharmazeutischer Betreuung, Bereitstellung von Präparaten für eine künstliche Ernährung und von medizinischen Geräten nach Artikel 11 und 17, und aus der therapeutischer Erziehung des Patienten und der Pflegekraft unter Sicherstellung von Betreuungskontinuität und aus Maßnahmen zur Sozialisierung und Unterhaltungsaktivitäten. 
2. Die extensiven Behandlungen unter Absatz 1, Buchstabe a) gehen zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die Langzeitbehandlungen unter Absatz 1, Buchstabe b) gehen zu 50 % des Tagessatzes zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
3. Im Bereich Pflegeeinrichtungen garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Langzeitbehandlungen, Behandlungen zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der Körperfunktionen und im Prothese-Bereich aus Leistungen zur Neuorientierung, darunter auch Maßnahmen zur Erleichterung für pflegebedürftige Personen, die einen geringeren gesundheitlichen Schutz bedürfen. 
4. Die Langzeitbehandlungen unter Absatz 3 gehen zu 50 % des Tagessatzes zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Art. 31
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Heimen für Personen in terminalen Lebensphase
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert im Rahmen des örtlichen Palliativpflegenetzes Personen in terminaler Lebensphase mit progressiven und in fortgeschrittenem Zustand befindlichen Erkrankungen sowie bei sich schnell entwickelnden Erkrankungen und solchen mit infauster Prognose den integrierten Leistungskomplex, der über Methoden und Instrumente, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, erbracht wird und aus fachärztlichen, krankenpflegerischen, rehabilitativen, psychologischen Leistungen, aus Untersuchungen, pharmazeutischer Betreuung, der Bereitstellung von Präparaten für eine künstliche Ernährung besteht, sowie soziale und pflegerische Leistungen, Unterbringung in Hotels und spirituelle Unterstützung. Die Leistungen werden durch multidisziplinäre und multiprofessionelle Teams in fachspezifischen Zentren für Palliativmedizin - Hospiz erbracht, auch wenn diese sich in einem Krankenhaus befinden, gliedern sie sich in eine soziale und gesundheitliche Betreuung im Territorium ein. Die Hospize sicher die medizinische und pflegerische Betreuung und die Anwesenheit des technischen Pflegepersonals rund um die Uhr und verfügen über formalisierte Protokolle zur Kontrolle der Schmerzen und der Symptome, der Sedierung, der Verpflegung, der Hydratation und formalisierte Programme zur Information, zur Kommunikation und zur Unterstützung des Patienten und der Familie, Sterbehilfe und Hinterbliebenenbetreuung, klinische Kontrollen und psycho-emotionaler Beistand des Teams. 
2. Die Behandlungen unter Absatz 1 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Art. 32
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Heimen und Pflegeeinrichtungen von Minderjährigen mit neuropsychiatrischen und neurologischen Störungen
1. Im Bereich Pflegeeinrichtungen und Heime garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Minderjährigen mit neuropsychiatrischen und neurologischen Störungen nach vorheriger multidisziplinären Valutation, Festlegung eines individuellen Therapieprogramms und Übernahme die therapeutisch-rehabilitative Behandlungen nach Absatz 2. Die therapeutisch-rehabilitative Behandlungen in Heimen können erbracht werden, wenn aus der multidisziplinären Valutation hervorgeht, dass die territorialen Behandlungen oder die Behandlungen in Pflegeeinrichtungen, auch im Zusammenhang des familiären Umfelds des Minderjährigen, unwirksam sind. 
2. Die therapeutisch-rehabilitative Behandlungen beinhalten die Leistungen, die durch den Einsatz von Methoden und Instrumente, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, garantiert werden, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) Aufnahme; 
b) Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programms in Zusammenarbeit mit dem entsprechenden neuropsychiatrischen Dienst für Kinder und Jugendliche und mit der Familie; 
c) neuropsychiatrische Untersuchungen; 
d) Verschreibung, Verabreichung und Überwachung der pharmakodynamischen Therapien und Lieferung medizinischer Geräte nach Artikel 11 und 17; 
e) klinisch-psychologisches Gespräch; 
f) Psychotherapie (einzeln, in Familie, in Gruppe); 
g) psychoedukative Maßnahmen (einzeln und in Gruppe); 
h) extensive und intensive Habilitation und Rehabilitation (einzeln und in Gruppe) zur Entwicklung der persönlichen und sozialen Eigenständigkeit hinsichtlich der sensorischen, motorischen, kognitiven, neurologischen und psychischen Funktionsbeeinträchtigung, wozu Methoden und Instrumente der Richtlinien eingesetzt werden; 
i) Maßnahmen im sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
j) Tätigkeiten zur Orientierung und Ausbildung der Familie im Umgang des individuell angepassten therapeutischen und habilitativen/rehabilitativen Programms des Minderjährigen;
k) Zusammenarbeit mit den schulischen Einrichtung zur Eingliederung und Integration in Schulen aller Bildungsstufen in Bezug auf die Leistungen, die vom Gesetz 104/1992 in geltender Fassung vorgesehenen sind; 
l) Zusammenarbeit mit Kinderärzten freier Wahl und Ärzten der Allgemeinmedizin; 
m) Verpflichtungen in den Beziehungen mit der Jugendgericht; 
n) Zusammenarbeit und Ergänzung mit den Diensten für Abhängigkeitserkrankungen mit besonderem Bezug auf Minderjährige mit Begleiterkrankungen; 
o) mit den Diensten zum Schutz der psychischen Gesundheit koordinierten und geteilten Planung zum Verlauf der Betreuungskontinuität für Minderjährige hinsichtlich des Übergangs in das Erwachsenenalter. 
3. Je nach dem rehabilitativen und betreuerischen Intensitätsgrad gliedert sich die Heimbetreuung in folgende Behandlungentypen: 
a) Hoch intensive therapeutisch-rehabilitative Behandlungen für Patienten mit schweren persönlichen und sozialen Funktionsbeeinträchtigung, teilweiser klinischer Instabilität, auch in der nachakuten Phase, und für die es einen Hinweis auf Diskontinuität in den Lebensumständen gibt. Die Behandlungen haben eine Höchstdauer von 3 Monaten und sind im Einvernehmen mit dem entsprechenden neuropsychiatrischen Dienst für Kinder und Jugendliche erbringbar; 
b) therapeutisch-rehabilitative Heimbehandlungen mittlerer Intensität für Patienten mit mäßig schwerer persönlichen und sozialen Funktionsbeeinträchtigung, in denen das klinische Erscheinungsbild keine relevanten Elemente für eine Instabilität ergibt und für die es einen Hinweis auf Diskontinuität in den Lebensumständen gibt. Die Behandlungen haben eine Höchstdauer von 6 Monaten und sind im Einvernehmen mit dem entsprechenden neuropsychiatrischen Dienst für Kinder und Jugendliche erbringbar; 
c) therapeutisch-rehabilitative Heimbehandlungen niedriger Intensität für Patienten mit mäßiger Beeinträchtigung der Funktionen und Fähigkeiten, mit einem relativ stabilen klinischen Erscheinungsbild ohne besonders relevante Komplexitätselementen und für die es einen Hinweis auf Diskontinuität in den Lebensumständen gibt. Die Höchstdauer des Programms darf nicht über 12 Monate sein, außer die Verlängerung wird durch den neuropsychiatrischen Dienst für Kinder und Jugendliche begründet. 
4. Im Bereich Pflegeeinrichtungen garantiert der Nationale Gesundheitsdienst intensive und extensive therapeutisch-rehabilitative, komplexe und koordinierte Maßnahmen für Minderjährige, für die es keinen Hinweis auf eine verlängerte Diskontinuität in den Lebensumständen gibt. 
5. Die therapeutisch-rehabilitative Behandlungen in Heimen und Pflegeeinrichtungen nach des Absätzen 3 und 4 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Art. 33
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Heimen und Pflegeeinrichtungen 
von Personen mit psychischen Störungen
1. Im Bereich Pflegeeinrichtungen und Heime garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit psychischen Störungen nach vorheriger multidisziplinären Valutation, Festlegung eines individuellen Therapieprogramms und Übernahme therapeutisch-rehabilitative Behandlungen und sozial-rehabilitative Behandlungen mit nach Intensität, Komplexität und Dauer differenzierten Programmen. Die Behandlungen beinhalten die notwendigen und geeigneten Leistungen, die durch den Einsatz von Methoden und Instrumente, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, in folgenden Tätigkeitsbereichen: 
a) Aufnahme; 
b) Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programms in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Zentrum für psychische Gesundheit; 
c) psychiatrische Untersuchungen; 
d) Verschreibung, Verabreichung und Überwachung von pharmakodynamischen Therapien; 
e) klinisch-psychologisches Gespräch; 
f) Psychotherapie (einzeln, für Paare, Familien, in Gruppen); 
g) therapeutisch-rehabilitative, psycho-erzieherische und sozial-erzieherische Maßnahmen mit dem Ziel, die persönliche, soziale und berufliche Eigenständigkeit wiederherzustellen; 
h) Maßnahmen im sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
i) Zusammenarbeit mit Ärzten der Allgemeinmedizin. 

2. Je nach dem betreuerischen Intensitätsgrad gliedert sich die Heimbetreuung in folgende Behandlungentypen: 
a) Therapeutisch-rehabilitative Behandlungen mit hoher rehabilitativer Intensität und hohem gesundheitlichen Schutz (Intensitätsmerkmal) für Patienten mit schweren persönlichen und sozialen Funktionsbeeinträchtigung auch in der nachakuten Phase. Die Behandlungen, die eine Höchstdauer von 18 Monaten haben und in Abstimmung mit dem zuständigen Zentrum für psychische Gesundheit um weitere 6 Monate verlängert werden können, werden in Einrichtungen erbracht, die die Anwesenheit rund um die Uhr von Gesundheitspersonal und sozial-gesundheitlichem Personal sicherstellen; 
b) extensive therapeutisch-rehabilitative Behandlungen für stabilisierte Patienten mit mäßig schweren persönlichen und sozialen Funktionsbeeinträchtigung, die rehabilitative Maßnahmen gemäßigter Intensität erfordern. Die Behandlungen, die eine Höchstdauer von 36 Monaten haben und in Abstimmung mit dem zuständigen Zentrum für psychische Gesundheit um weitere 12 Monate verlängert werden können, werden in Einrichtungen erbracht, die die Anwesenheit rund um die Uhr von sozial-gesundheitlichem Personal sicherstellen; 
c) sozial-rehabilitative Behandlungen für Patienten, die nicht in ihrem familiären Umfeld betreut werden können und die unterschiedliche Eigenständigkeitsstufen und persönliche und soziale Funktionsbeeinträchtigungen haben, die rehabilitative Maßnahmen niedriger Intensität erfordern. Die Dauer der Programme wird im individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programm festgelegt. Unter Berücksichtigung des unterschiedlichen Bedarfs beim Betreuungseinsatz im Hinblick auf die Bedingungen der Heimbewohner, können die sozial-rehabilitativen Einrichtungen in mehrere Module gegliedert werden, die sich durch die Anwesenheit des sozial-gesundheitlichen Personals während des Tages unterscheiden. 
3. Im Bereich Pflegeeinrichtungen garantiert der Nationale Gesundheitsdienst therapeutisch-rehabilitative Behandlungen, die von multiprofessionellen Teams in Einrichtungen erbracht werden, die mindestens 6 Stunden pro Tag für mindestens 5 Tage pro Woche aktiv sind. 
4. Die intensiven und extensiven therapeutisch-rehabilitativen Heimbehandlungen nach Absatz 2, Buchstabe a) und b) gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die sozialen und rehabilitativen Heimbehandlungen nach Absatz 2, Buchstabe c) gehen zu 40 % des Tagessatzes zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die therapeutisch-rehabilitativen Behandlungen in Pflegeeinrichtungen nach Absatz 3 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
5. Personen, auf die die Sicherheitsmaßnahmen einer Einweisung in eine Klinik für Forensische Psychiatrie oder in eine Verfahrungsanstalt angewandt werden, werden intensive oder extensive therapeutisch-rehabilitative Heimbehandlungen in Heimen gemäß Gesetz Nr. 9 von 2012 und Ministerialdekret vom 1. Oktover 2012 garantiert (Anstalten zur Sicherheitsverwahrung). Die Behandlungen gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Art. 34
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Pflegeeinrichtungen und Heimen von behinderten Personen
1. Im Bereich Pflegeeinrichtungen und Heime garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen aller Altersstufen mit physischen, psychischen und sensoriellen Behinderungen, nach vorheriger multidisziplinären Valutation, extensive und aufrechterhaltende rehabilitative Behandlungen, die mittels Methoden und Instrumenten erbracht werden, die auf den derzeit modernsten wissenschaftliche Erkenntnissen beruhen, die Übernahme und den Individuellen Rehabilitativen Behandlungsplan (IRB), in dem die Modalitäten und die Behandlungsdauer festgelegt sind. Die Heimbehandlungen gliedern sich in folgende Typen:

a) intensive Rehabilitationsbehandlung für pflegebedürftige Personen in Bedingungen klinischer Stabilität mit schweren und komplexen, veränderlichen Behinderungen, die eine rehabilitative Maßnahme von mindestens drei Stunden täglich und einen erhöhten Betreuungseinsatz erfordern, der sich auf die Anwesenheit von Pflegepersonal rund um die Uhr bezieht; die Behandlungsdauer übersteigt unter normalen Umständen nicht 45 Tage, es sei denn, aus der multidisziplinären Neubewertung geht hervor, dass Bedarf für die Weiterführung der intensiven Rehabilitation besteht; 
b) extensive Rehabilitationsbehandlung für pflegebedürftige behinderte Personen mit möglicher funktionalen Wiederherstellung, die eine rehabilitative Maßnahme von mindestens 1 Stunde täglich und einen mittleren Betreuungseinsatz erfordern, der sich auf die Anwesenheit von Pflegepersonal rund um die Uhr bezieht; die Behandlungsdauer übersteigt unter normalen Umständen nicht 60 Tage, es sei denn, aus der multidisziplinären Neubewertung geht hervor, dass Bedarf für die Weiterführung der extensiven Rehabilitation besteht; 
c) soziale und rehabilitative Behandlungen zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung verbliebener funktionaler Fähigkeiten, die gemeinschaftlich mit Betreuungs- und Pflegeleistungen unterschiedlicher Intensität für pflegebedürftige Personen mit stabilisierten physischen, psychischen und sensoriellen Behinderungen erbracht werden. Unter Berücksichtigung des unterschiedlichen Bedarfs beim Betreuungseinsatz im Hinblick auf die Schwere der Bedingungen der Heimbewohner, können die sozial-rehabilitativen Einrichtungen in mehrere Module gegliedert werden, die sich durch die Art der Heimbewohner unterschieden: 
1) Behinderte mit einer Schwereeinstufung, die einen erhöhten Betreuungs- und Pflegeeinsatz erfordert; 
2) Behinderte, die einen moderaten Betreuungs- und Pflegeeinsatz erfordert; 
2. Die Behandlungen unter Absatz 1 Buchstabe a) und b) gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die Behandlungen nach Absatz 1 Buchstabe c), Punkt 1) gehen zu 70 % des Tagessatzes zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die Behandlungen nach Absatz 1 Buchstabe c), Punkt 2) gehen zu 40 % des Tagessatzes zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
3. Die Behandlungen in Pflegeeinrichtungen gliedern sich in folgende Typen: 
a) extensive Rehabilitationsbehandlung für pflegebedürftige behinderte Personen mit möglicher funktionalen Wiederherstellung, die eine rehabilitative Maßnahme von mindestens 1 Stunde täglich erfordert; die Behandlungsdauer übersteigt unter normalen Umständen nicht 60 Tage, es sei denn, aus der multidisziplinären Neubewertung geht hervor, dass Bedarf für die Weiterführung der extensiven Rehabilitation besteht; 
b) soziale und rehabilitative Behandlungen zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung verbliebener funktionaler Fähigkeiten, die gemeinschaftlich mit Betreuungs- und Pflegeleistungen unterschiedlicher Intensität, auch in Werkstätten und Beschäftigungszentren, für pflegebedürftige Personen mit stabilisierten physischen, psychischen und sensoriellen Behinderungen erbracht werden. 
4. Die Behandlungen unter Absatz 3 Buchstabe a) gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. Die Behandlungen nach Absatz 3 Buchstabe b) gehen zu 70 % des Tagessatzes zu Lasten des Gesundheitsdiensts. 
5. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert nach Artikel 4 Absatz 3 des Gesetzes vom 5. Februar 1992, Nr. 104, festgestellten Körperbehinderten, die fachärztliche Behandlungen in hochspezialisierten ausländischen Einrichtungen benötigen, den Beitrag zu den Aufenthaltskosten des Betreuten und seines Begleiters in den Fällen und Modalitäten, die im Dekret des Präsidenten des Ministerrats vom 1. Dezember 2000 und den von der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen getroffene Vereinbarungen festgelegt sind. 
Art. 35
Soziale und gesundheitliche Betreuung in Pflegeeinrichtungen und Heimen von Personen
mit Abhängigkeitserkrankungen
1. Im Bereich Pflegeeinrichtungen und Heime garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit Abhängigkeitserkrankungen, darunter pathologisches Spielen oder schädlicher Gebrauch von Substanzen, inbegriffen Personen mit Ersatzmaßnahmen als Alternative zum Gefängnis oder in Hausarrest, nach vorheriger multidisziplinärer Valutation, der Festlegung eines individuellen Therapieprogramms und der Übernahme, therapeutisch-rehabilitative Behandlungen und pädagogisch-rehabilitative Behandlungen mit nach Intensität, Komplexität und Dauer differenzierten Programmen. Die Behandlungen beinhalten die Leistungen, die durch den Einsatz von Methoden und Instrumente, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen, erbracht werden, die in folgenden Tätigkeitsbereichen notwendig und geeignet sind: 
a) Aufnahme; 
b) Einleitung und Prüfung des individuell angepassten therapeutischen und rehabilitativen Programms in Zusammenarbeit mit dem Dienst für Abhängigkeitserkrankungen (SERT), im Einvernehmen mit der Person und, bei Minderjährigen, in Zusammenarbeit mit der Familie; 
c) Umgang mit gesundheitlichen Problemen, darunter die Verabreichung und die Überwachung der pharmakologischen Therapie; 
d) klinisch-psychologisches Gespräch; 
e) Psychotherapie (einzeln, in Familie, für Paare, in Gruppe); 
f) sozial-rehabilitative, psycho-erzieherische und sozial-erzieherische Maßnahmen mit dem Ziel, die persönliche, soziale und berufliche Eigenständigkeit wiederherzustellen; 
g) Resozialisierungsmaßnahmen (einzeln und in Gruppe); 
h) Zusammenarbeit mit dem sozialen, formalen und informalen Netzwerk; 
i) Zusammenarbeit mit den Justizbehörden für Personen mit Ersatzmaßnahmen als Alternative zum Gefängnis oder in Hausarrest; 
j) Zusammenarbeit mit Ärzten der Allgemeinmedizin und Kinderärzten freier Wahl; 
k) Zusammenarbeit und Ergänzung mit den Diensten zur psychischen Gesundheit für Patienten mit Begleiterkrankungen; 
l) Beziehungen zum Jugendgericht und damit verbundene Verpflichtungen (Beziehungen, Bescheinigungen usw.) 
m) Zusammenarbeit und Beratung mit schulischen Einrichtungen zur Eingliederung und Integration in Schulen von behandelten Minderjährigen. 
2. Je nach dem betreuerischen Intensitätsgrad gliedert sich die Heimbetreuung in folgende Behandlungentypen: 
a) fachärztliche Behandlung für Personen mit Abhängigkeitserkrankung, die auf Grund von damit verbundenen psychiatrischen Störungen oder bei Schwangerschaft oder bei schweren physischen und psychischen Erkrankungen spezifische therapeutische Behandlungen auch mit Rückgriff auf pharmakologische Behandlungen und deren Überwachung. Die Behandlungen mit einer Dauer von höchstens 18 Monaten werden Einrichtungen oder Modulen erbracht, die die Anwesenheit von sozial-gesundheitlichem Personal rund um die Uhr sicherstellen; 
b) therapeutisch-rehabilitative Behandlungen für Personen mit Abhängigkeitserkrankung, die auf die Überwindung der Abhängigkeit, die Verbesserung der Lebensqualität und soziale Wiedereingliederung abzielen. Die Behandlungen mit einer Dauer von höchstens 18 Monaten, die nach einer multidisziplinären Neubewertung durch die territorialen Anlaufstellen für Abhängigkeitserkrankungen verlängert werden können, richten sich an Personen, die auch bei einer pharmakologische Ersatzbehandlung keine Suchtstoffe zu sich nehmen, und werden Im Rahmen von Einrichtungen erbracht, die die Anwesenheit von sozial-gesundheitlichem Personal rund um die Uhr sicherstellen; 

c) pädagogisch-rehabilitative Behandlungen mit dem Ziel der Rückgewinnung der persönliche Selbstständigkeit und der Eingliederung in das soziale und berufliche Leben. Die Behandlungen mit einer Dauer von höchstens 30 Monaten richten sich an Personen, die keine Suchtstoffe zu sich nehmen und nicht in Behandlung mit Ersatzmedikamenten sind,  und werden Im Rahmen von Einrichtungen erbracht, die die Anwesenheit von sozial-gesundheitlichem Personal während des Tags sicherstellen;
3. Die Heimbehandlungen unter Absatz 2 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
4. Im Bereich Pflegeeinrichtungen garantiert der Nationale Gesundheitsdienst: 
a) therapeutisch-rehabilitative Behandlungen, die auf die Überwindung der pathologischen Abhängigkeit, die Verbesserung der Lebensqualität und soziale Wiedereingliederung abzielen. Die Behandlungen mit einer Dauer von höchstens 18 Monaten, die nach einer multidisziplinären Neubewertung durch die territorialen Anlaufstellen für Abhängigkeitserkrankungen verlängert werden können, richten sich an Personen, die auch bei einer pharmakologische Ersatzbehandlung keine Suchtstoffe zu sich nehmen, und werden von Einrichtungen erbracht, die mindestens 6 Stunden pro Tag für mindestens 5 Tage pro Woche aktiv sind; 
b) pädagogisch-rehabilitative Behandlungen mit dem Ziel der Rückgewinnung der persönliche Selbstständigkeit und der Eingliederung in das soziale und berufliche Leben. Die Behandlungen mit einer Dauer von höchstens 30 Monaten richten sich an Personen, die keine Suchtstoffe zu sich nehmen und nicht in Behandlung mit Ersatzmedikamenten sind, und werden von Einrichtungen erbracht, die mindestens 6 Stunden pro Tag für mindestens 5 Tage pro Woche aktiv sind. 
5. Die Behandlungen in Pflegeeinrichtungen unter Absatz 4 gehen vollständig zu Lasten des Nationalen Gesundheitsdiensts. 
Kapitel V
Krankenhausbetreuung
Art. 36
Tätigkeitsbereiche der Gesundheitsbetreuung im Krnkenhaus
1. Der Betreuungsstandard im Krankenhaus gliedert sich in folgende Tätigkeiten: 
a. Erste Hilfe; 
b. stationärer Aufenthalt für akute Fälle; 
c. Day Surgery; 
d. Day Hospital; 
e. Rehabilitation und post-akute Langzeitpflege; 
f. Bluttransfusionsdienste;
g. Transplantation von Zellen, Organen und Gewebe;
h. Giftinformationszentren (CAV).
Art. 37
Erste Hilfe
1. Im Rahmen der Erste Hilfe-Versorgung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die Erkennung und Behandlung medizinischer Notfälle, erste diagnostische, gerätemedizinische und Labormaßnahmen und für die Stabilisierung des Patienten notwendige Eingriffe sowie, falls nötig, der betreute Transport. 
2. In den operativen Einheiten der Ersten Hilfe wird die Triage-Funktion sichergestellt, die auf Grundlage der klinischen Bedingungen der Patienten und ihrer Dringlichkeit den Vorrang bei der Notfallbehandlung festlegt. 
3. Ebenfalls wird innerhalb der PS/DEA (Notaufnahme/Zentrale Leitstelle für Rettungsdienste und Notaufnahme) die Kurzzeitbeobachtung (OBI) sichergestellt, um die Angemessenheit der komplexen Betreuungsabläufe zu gewährleisten. 
Art. 38
Stationärer Aufenthalt für akute Fälle
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert die Leistungen des stationären Aufenthaltes für Personen, die bei Problemen oder akuten Erkrankungen eine längere ärztlich-pflegerische Betreuung während des Tages, eine ärztlich-pflegerische Beobachtung rund um die Uhr und einen sofortigen Zugang zu den Leistungen benötigen. 
2. Im Rahmen des stationären Aufenthaltes werden alle klinischen, ärztlichen und chirurgischen, geburtshelferischen, pharmakologischen, gerätemedizinischen und technischen Leistungen garantiert, die für die diagnostische, therapeutische, darunter Schmerz- und Palliativtherapien, Einstufung oder für spezifische klinische und instrumentelle Kontrollen nötig sind; ferner werden Betreuungsleistungen beim Neugeborenen sowie Leistungen garantiert, die für die Früherkennung von erblichen Krankheiten notwendig und angemessen sind, wie von der geltenden Rechtsvorschrift und der guten klinischen Praxis vorgesehen, worunter auch Leistungen zur frühzeitigen Erkennung erblicher Taubheit und erblichen Katarakts wie auch zur frühzeitigen Erkennung erblicher Stoffwechselstörungen fallen, die durch die Durchführung von Artikel 1 Absatz 229 des Dekrets des Gesundheitsministers, des Gesetzes vom 27. Dezember 2013, Nr. 147, in den Grenzen und Modalitäten dieses Dekrets festgelegt sind. 
3. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert die analgetischen Verfahren während der Geburtswehen und der vaginalen Geburt, inbegriffen die Epiduralanästhesie, in Einrichtungen, die von den Regionen und Autonomen Provinzen unter den ausgewählt werden, die die Tätigkeitsgrenzen in entsprechenden Programmen zur Verbreitung der Verfahren gewährleisten, die von der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen am 16. Dezember 2010 festgelegt und durch das Dekret vom 2. April 2015, Nr. 70, „Verordnung zur Bestimmung der qualitativen, strukturellen, technologischen und quantitativen Standard in der Krankheitsbetreuung“ bestätigt wurden. 
4. Die Regionen und die Autonomen Provinzen ergreifen geeignete Maßnahmen, um den Anteil von leichten Geburten an allen Geburten zu fördern, der anhand von gleichartigen Kriterien für das gesamte nationale Gebiet in Übereinstimmung mit den von internationalen Gesundheitsstellen angegebenen Standards festgelegt ist, sowie unangemessene Kaiserschnittgeburten zu verringern.

5. Behandlungen in plastischer Chirurgie werden vom Nationalen Gesundheitsdienst nur nach Unfällen, Folgen von medizinisch-chirurgischen Eingriffen oder angeborenen oder erworbenen Fehlbildungen. 
Art. 39
Richtlinien zur Angemessenheit des stationären Aufenthaltes
1. Stationärer Aufenthalt wird zur Durchführung von Behandlungen oder Verfahren als angemessen bezeichnet, wenn diese nicht mit derselben oder größeren Wohltat und demselben oder geringeren Risiko für den Patienten und geringeren Mittelaufwendungen im Day Hospital oder in Day surgery ausgeführt werden können. 
2. Die Regionen und Autonome Provinzen ergreifen geeignete Maßnahmen, um Tagesaufenthalte der in Anlage 6A aufgelisteten Aufenthaltsklassen hinsichtlich der Gesamtzahl an Aufenthalten bis zu einem Anteil zu fördern, der bis zum 31. März 2017 für jede Klasse von der Nationalen Kommission für Aktualisierung der WBS und der Angemessenheitsförderung des Nationalen Gesundheitsdiensts in Artikel 1 Absatz 555 des Gesetzes vom 28. Dezember 2015, Nr. 208, festgesetzt wird, und um unangemessene Aufenthalte zu verringern. 
Art. 40
Day Surgery
1. Im Rahmen von Tätigkeiten im Day Surgery garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die Betreuungsleistungen zur planmäßigen Durchführung von chirurgischen Eingriffen oder invasiven Verfahren, die auf Grund der Komplexität bei der Durchführung, ihrer Dauer, der Risiken und Komplikationen und der sozialen und logistischen Bedingungen des Patienten und seiner Begleiter sicher an einem Tag durchgeführt werden können, ohne dass eine verlängerte nachoperative Überwachung durchgeführt werden muss, also keine Nachtüberwachung nötig ist. Neben dem chirurgischen Eingriff oder dem invasiven Verfahren werden vorbereitende und nachfolgende Leistungen, ärztlich-pflegerische Betreuung und Überwachung durch Pflegepersonal bis zur Entlassung garantiert. 
Art. 41
Richtlinien zur Angemessenheit des Day Surgery
1. Der Aufenthalt im Day Surgery wird zur Durchführung von Behandlungen oder Verfahren als angemessen bezeichnet, wenn diese nicht mit derselben oder größeren Wohltat und demselben oder geringeren Risiko und geringeren Mittelaufwendungen ambulant ausgeführt werden können. 
2. Die Regionen und Autonome Provinzen ergreifen bis zum 15. März 2017 geeignete Maßnahmen, um die Überführung vom Day Surgery zur ambulanten Versorgung der in Anlage 6B aufgelisteten chirurgischen Eingriffe hinsichtlich der Gesamtzahl an Aufenthalten im Day Surgery bis zu einem Anteil zu fördern, der bis zum Dienstag, 28. Februar 2017 für jede Klasse von der Nationalen Kommission für Aktualisierung der WBS und der Angemessenheitsförderung des Nationalen Gesundheitsdiensts in Artikel 1 Absatz 555 des Gesetzes vom 28. Dezember 2015, Nr. 208, festgesetzt wird, und um unangemessene Aufenthalte zu verringern. Die Regionen können die Erbringung weiterer chirurgischer Eingriffe, die früher im Day Surgery vorgenommen wurden, in dafür spezifisch akkreditierten ambulanten Einrichtungen vorsehen, die gehalten sind, diensttaugliche klinische Unterlagen auszufüllen, indem sie dies umgehend der oben genannten nationalen Kommission zur Aktualisierung des Anhangs 4 dieses Dekrets und dem Gesundheitsministerium zur Festlegung des entsprechenden Tarifs mitteilen. 
Art. 42
Day Hospital
1. Im Rahmen der Tätigkeiten des medizinischen Day Hospitals garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die planbaren Betreuungsleistungen, die zu verschiedenen Fachbereichen gehören, um Erkrankungen oder akute Probleme bekämpfen, die eine diagnostische Einstufung, Therapie, klinische, diagnostische oder gerätemedizinische Untersuchungen sowie verlängerte ärztliche und pflegerische Betreuung erfordern, die ambulant nicht durchführbar sind. Die Tätigkeit des Day Hospitals gliedert sich in einen oder mehrere Zugänge, die zeitlich auf einen Teil des Tages beschränkt sind, ohne dass eine Übernachtung nötig ist. 
Art. 43
Richtlinien zur Angemessenheit des Aufenthals im Day Hospital
1. Die Aufenthalte im Day Hospital zu Untersuchungszwecken sind in folgenden Fällen als angemessen zu bezeichnen: 
a) Untersuchungen an Patienten, die auf Grund besonderer Risikobedingungen einer verlängerten klinischen Überwachung bedürfen; 
b) Untersuchungen an nicht kollaborativen Patienten, die eine entsprechende Betreuung erfordern und die bei Verlegungen innerhalb der Einrichtung von Personal der Einrichtung begleitet werden müssen.
2. Die Aufenthalte im Day Hospital zu therapeutischen Zwecken sind in folgenden Fällen als angemessen zu bezeichnen: 
a) Verabreichung der Chemotherapie, die eine besondere klinische Überwachung erfordert; 
b) intravenöse Therapieverabreichung mit einer Dauer von über einer Stunde, die die Beobachtung, die klinische uns instrumentelle Überwachung nach einer länger dauernden Verabreichung erforderlich machen; 
c) Notwendigkeit von Laboruntersuchungen oder weiteren Untersuchungen in den unmittelbar nach der Therapieverabreichung folgenden Stunden; 
d) invasive Therapieverfahren, die Probleme für die Sicherheit des Patienten verursachen. 
3. Die Regionen und Autonome Provinzen ergreifen bis zum 15. März 2017 geeignete Maßnahmen, um die Überführung von Leistungen vom Day Hospital zur ambulanten Versorgung der in Anlage 6B aufgelisteten chirurgischen Eingriffe hinsichtlich der Gesamtzahl an Aufenthalten im Day Hospital bis zu einem Anteil zu fördern, der bis zum Dienstag, 28. Februar 2017 für jede Aufenthaltsklasse von der Nationalen Kommission für Aktualisierung der WBS und der Angemessenheitsförderung des Nationalen Gesundheitsdiensts in Artikel 1 Absatz 555 des Gesetzes vom 28. Dezember 2015, Nr. 208, festgesetzt wird, und um unangemessene Aufenthalte zu verringern. 
Art. 44
Rehabilitation und post-akute Langzeitpflege

1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert nach den geltenden Vorschriften während des Krankenhausaufenthaltes für Personen, die nicht im Day Hospital oder außerstationär betreut werden können, unmittelbar nach einem stationären Aufenthalt auf Grund akuter Fälle oder nach einem Rückfall einer schweren Erkrankung in einen akuten Fall folgende Betreuungsleistungen: 

a) Leistungen für eine intensive Rehabilitation zur Behebung schwerer, abänderbarer Behinderungen, die erhöhte, fachärztliche Untersuchungsaufwendungen erfordern, was Komplexität und/oder Dauer der Behandlung betrifft und die rehabilitativen und therapeutischen Zwecken dienen; 
b) Leistungen für eine extensive Rehabilitation von pflegebedürftigen Behinderten mit langsamer Wiederherstellung, die nicht in der Lage sind, an einem intensiven Rehabilitationsprogramm teilzunehmen oder von einer schweren Behinderung betroffen sind, die hohe Betreuungs- und Pflegeaufwendungen und eine medizinische Betreuung rund um die Uhr erfordert;
c) Leistungen für eine post-akuten Langzeitpflege von pflegebedürftigen Personen mit labilen Gleichgewichtserkrankungen und nicht stabilisierten chronischen Behinderungen oder in terminaler Phase, die in erheblichem Ausmaß gesundheitliche Behandlungen und einer durchgehenden medizinischen Überwachung rund um die Uhr sowie eine pflegerische Betreuung benötigen, die in alternativen Formen nicht erbringbar ist. 
2. Die Ermittlung der für die Wiederherstellung geeignete Einrichtung hängt von der Bewertung des Facharztes für Rehabilitation ab, der den Rehabilitationsplan vorbereitet und die Ziele, die Vorgehensweise und Zeiten für das Behandlungsende festlegt, indem die territorialen Dienste am Wohnort, im Heim und in den Pflegeeinrichtungen für die Rehabilitationsbedürfnisse eingeleitet werden, die der Entlassung folgen. 
Art. 45
Richtlinien zur Angemessenheit des Rehabilitationsaufenthalts
1. Stationäre Rehabilitationsaufenthalte werden als angemessen bezeichnet, wenn diese nicht mit derselben oder größeren Wohltat und demselben oder geringeren Risiko für den Patienten und geringeren Mittelaufwendungen im Day Hospital oder außerstationär ausgeführt werden können. Zur Festlegung unangemessener Krankenhausaufenthalte werden die Vorschriften nach Artikel 9-quater Absatz 8 des Gesetzesdekrets vom 19. Juni 2015, Nr 78 verwendet, das mit Änderungen zum Gesetz vom 6. August 2015, Nr. 125 erhoben wurde. 
Art. 46
Giftinformationszentren
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert über die Giftinformationszentren (CAV) fachärztliche Beratung zu hoch komplexen toxikologischen Problemen, zur Unterstützung der  operativen Einheiten der Ersten Hilfe und anderer Dienste im Krankenhaus und im Territorium sowie geeignete Systeme zur Überwachung, Aufsicht und Bereitschaft. 
Art. 47
Bluttransfusionen
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert bei der Bluttransfusion die Dienste und Leistungen, die im Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Oktober 2005, Nr. 219 festgelegt sind. 

2. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert ferner die Suche und das Auffinden von Blutstammzellen in den nationalen und ausländischen Verzeichnissen. 
Art. 48
Transplantation von Zellen, Organen und Gewebe
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert die Auswahl, die Entnahme, Konservierung und Verteilung von Zellen, Organen und Gewebe sowie den Transport der Zellen, Organen und Gewebe im Sinne des Gesetzes vom 1. April 1999, Nr. 91, und des gesetzesvertretenden Dekrets vom 6. November 2007, Nr. 191. 
Art. 49
Spende von Keimzellen
1. Der Nationale Gesundheitsdienstgarantiert die Auswahl der Keimzellenspender und die Entnahme, Konservierung und Verteilung der Zellen im Sinne der Richtlinie 2006/11/EG, in der durch die Richtlinie 2012/39/EU und späteren Umsetzung der Dekrete geänderter Fassung. Die Paare, die sich den Verfahren einer heterologen medizinisch-assistierten Fortpflanzung unterziehen, tragen in dem Maße zu den Kosten des Vorgangs bei, wie von den Regionen und Autonomen Provinzen festgelegt. 
Kapitel VI
Spezifische Betreuung und Sonderkategorien
Art. 50
Spezifische Betreuung und Sonderkategorien
1. Im Rahmen des wesentlichen Betreuungsstandards dieser Maßnahme garantiert der Nationale Gesundheitsdienst gemäß der in den entsprechenden Artikel angezeigten geltenden Richtlinie den Personen spezifische Betreuung, die zu den in den folgenden Artikeln genannten Kategorien gehören. 
Art. 51
Betreuung von Behinderten
1. Gemäß Artikel 57 des Gesetzes vom 23. Dezember 1978, Nr. 833, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Kriegs- und Dienstinvaliden, Blinden, Gehörlosen und Zivilinvaliden die spezifischen gesundheitlichen, vorsorglichen, orthopädischen und prosthetische Leistungen, die im Sinne der geltenden Gesetze und Verordnungen mit den Tag des Inkrafttretens des genannten Gesetzes Nr. 833 von 1979 erbracht werden. 
2. Im Sinne des Gesetzes vom 19. Juli 2000, Nr. 2013, und des Gesetzes vom 3. August 20014, Nr. 206 in durch das Gesetz vom 24. Dezember 2007, Nr. 244 geänderter Fassung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Inhabern einer lebenslangen direkten Kriegspension und mit ihnen gleichgestellten Personen die zur Klasse C) gehörenden Medikamente gemäß Artikel 8, Absatz 10 des Gesetzes vom 24. Dezember 1993, Nr. 537, für die der Arzt den nachweislichen therapeutischen Nutzen für den Patienten bescheinigt.

3. Die Invaliden und, sofern vorgesehen, ihren Familienangehörigen, inbegriffen Angehörige von Verstorbenen, erbrachten gesundheitlichen Leistung sind in den Grenzen und Modalitäten der geltenden Rechtsvorschrift von Kostenbeiträgen befreit. 
Art. 52
Personen, die an seltenen Krankheiten leiden
1. Personen, die an seltenen Krankheiten leiden, die im Anhang 7 dieses Dekrets angeführt sind, haben das Recht auf Beitragskostenbefreiung für Leistungen zur Gesundheitsbetreuung, die in Verbindung mit ihnen stehen. 
Art. 53
Chronisch Kranke und Personen, die an einer Behinderung leiden
1. Personen, die an chronischen Krankheiten oder an einer Behinderung leiden, die im Anhang 8 dieses Dekrets festgestellt sind, haben das Recht auf Beitragskostenbefreiung für Leistungen zur Gesundheitsbetreuung.
Art. 54
Personen, die an zystischer Fibrose (Mukoviszidose) leiden
1. Gemäß Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 1993, Nr. 548, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die kostenlose Erbringung in den wesentlichen Betreuungsstandards enthaltenen medizinischer Leistungen zur Pflege und Rehabilitation am Wohnort der an zystischer Fibrose erkrankten Personen, inbegriffen der kostenlosen Bereitstellung des benötigten medizinischen, technischen und pharmazeutischen Materials. 
Art. 55
Chronische Nierenkranke in Dialysebehandlung
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert chronische Nierenkranke in Dialysebehandlung die Rückerstattung der Transportkosten vom Wohnort zum Dialysezentrum in den von den Regionen und Autonomen Provinzen festgelegten Grenzen und Modalitäten. 
Art. 56
Personen, die an Morbus Hansen leiden
1. Gemäß Gesetz vom 31. März 1980, Nr. 126, in der geltenden Fassung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen, die am Morbus Hansen erkrankt sind, kostenlose die notwendigen Untersuchungen und prophylaktische und therapeutische Behandlungen, inbegriffen spezifische Medikamente, die nicht im Arzneimittelverzeichnis enthalten sind. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert zudem die Beihilfe nach Artikel 1 des zitierten Gesetzes. 
Art. 57
Personen mit HIV/AIDS-Infektion

1. Gemäß Gesetz vom 5. Juni 1990, Nr. 135, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit HIV/AIDS-Infektion die medizinischen und sozial-gesundheitliche Leistungen im Krankenhaut, in ambulanter Versorgung, am Wohnort, in Pflegeeinrichtungen und Heimen, die von diesem Gesetz und des Zielvorhaben-AIDS vom 8. März 2000.
Art. 58
In Haftanstalten Inhaftierte oder in Sicherheitsverfahrung befindliche Personen und Minderjährige
mit Strafrechtsverfahren
1. Gemäß Artikel 2 Absatz 283 des Gesetzes vom 24. Dezember 2007, Nr. 244; garantiert der Nationale Gesundheitsdienst die gesundheitliche Betreuung von Inhaftierten, in Sicherheitsverfahrung befindlichen Personen oder von Minderjährigen mit Strafrechtsverfahren gemäß den Bestimmungen des Dekrets des Präsidenten des Ministerrats vom 1. April 2008 betreffend die „Modalitäten und Richtlinien zur Übertragung der gesundheitlichen Funktionen, der Arbeitsverhältnisse, der Finanzmittel und Ausstattungen und Ausrüstungsgüter des Haftgesundheitswesens auf den Nationale Gesundheitsdienst“. 
Art. 59
Ambulante fachärztliche Betreuung für schwangere Frauen
und Mutterschutz.
1. Von der Kostenbeteiligung sind die an den in öffentlichen und akkreditierten privaten Gesundheitseinrichtungen in Anspruch genommenen ambulanten fachärztlichen Leistungen zum Mutterschutz, darunter auch Familienberatungsstellen, die in diesem Artikel und in den Anlagen 10A und 10B angegeben sind, gemäß des Artikels 1 Absatz 5 Buchstabe a) des gesetzesvertretenden Dekrets vom 29. April 1998, Nr. 124, befreit. Ebenso sind die regelmäßigen geburtshelferischen-gynäkologischen Untersuchungen, die Geburtsvorbereitungskurse (93.37 pränatales Training) sowie die in diesen Einrichtungen erbrachte Wochenbettbetreuung von der Kostenbeteiligung befreit. 
2. Die Verschreibung der ambulanten fachärztlichen Leistungen erfolgt durch den Ärzte der Allgemeinmedizin und durch Fachärzte, die an akkreditierten öffentlichen oder privaten Einrichtungen tätig sind, darunter auch Familienberatungsstellen. Die Verschreibung des Facharztes ist sowohl in den Fällen verpflichtend, die in den Absätzen 3 und 5 vorgesehen sind als auch in den spezifischen Fällen der Anhänge 10A und 10B. 
3. Als präkonzeptionelle Maßnahme sind neben den Leistungen unter Anlage 10A von der Kostenbeteiligung die vom Facharzt verschriebenen ambulanten fachärztlichen Leistungen ausgenommen, die für die Untersuchung eventueller Zeugungsrisiken nötig sind, die in Verbindung mit einem pathologischen Zustand oder einem genetischen Risiko eines oder beider Elternpaare stehen, die in der Fortpflanzungs- oder familiären Anamnese des Paares hervorgehoben ist. 
4. Während der Schwangerschaft sind neben den Leistungen in Anlage 10B die für pathologischen Zustände, die eine Gefahr für Mutter und Fötus darstellen, notwendigen und angemessenen ambulanten fachärztlichen Leistungen von der Kostenbeteiligung ausgenommen, die vom Facharzt oder vom Arzt der Allgemeinmedizin verschrieben werden. 
5. Für die in der Anlage 10C angegebenen spezifischen Risikobedingungen für den Fötus sind die ambulanten fachärztlichen Leistungen von der Kostenbeteiligung ausgenommen, die für die vom Facharzt verschriebene Risikobewertung und die spätere pränatale Untersuchung notwendig und angemessen sind. Die Regionen und Autonomen Provinzen bestimmen die betreffenden Einrichtungen für die Durchführung dieser Leistungen und garantieren, dass diese Einrichtungen den Frauen und Paaren eine angemessene Unterstützung bieten. 
6. Bei einem drohenden Schwangerschaftsabbruch sind alle ambulanten fachärztlichen Leistungen von der Kostenbeteiligung ausgenommen, die zur Überwachung des Schwangerschaftsverlauf notwendig sind. 
7. Bei in diesem Artikel genannten Risikozuständen müssen die Verschreibungen der ambulanten fachärztlichen Leistungen die Diagnose und den diagnostischen Verdacht angeben. 
8. Falls sich aus den regelmäßigen geburtshelferischen-gynäkologischen Untersuchungen, dem Besuch der Geburtsvorbereitungskurse oder während des Verlaufs der Wochenbettbetreuung ein Verdacht auf eine psychologische Störung ergibt, ist die Teilnahme an einem klinischen psychologischen Gespräch zu Untersuchungszwecken von der Kostenbeteiligung ausgenommen. 
9. Das Dekret des Gesundheitsministers vom 10. September 1998, im Gesetzesanzeiger Nr. 245 am 20. Oktober 1998 veröffentlicht, ist aufgehoben. 
Art. 60
Personen mit Autismus-Spektrumsstörungen
1. Gemäß Gesetzt vom 18. August 2015, Nr. 134, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Personen mit Autismus-Spektrumsstörungen Leistungen für eine frühzeitige Diagnose, die Betreuung und die individualisierte Behandlung über Methoden und Instrumente, die auf den derzeit modernsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen. 
2. Gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 18. August 2015, Nr. 134, verordnet der Gesundheitsminister innerhalb von hundertzwanzig Tagen nach Verabschiedung des vorliegenden Dekrets nach vorherigem Einvernehmen mit der Vereinten Konferenz unter Anwendung der wesentlichen Betreuungsstandards, die Aktualisierung der Grundzüge für die Förderung und die Qualitäts- und Angemessenheitsverbesserung und der Betreuungsmaßnahmen bei tiefgreifenden Entwicklungsstörungen (DPS) mit besonderem Hinblick auf Autismus-Spektrumsstörungen, wie auf der Vereinten Konferenz vom 22. November 2012 vereinbart. Die Grundzüge werden mindestens alle drei Jahre aktualisiert. 
Art. 61
Gesundheitliche Betreuung im Ausland
1. Der Nationale Gesundheitsdienst garantiert eine direkte gesundheitliche Betreuung für Betreute , die zeitweise ihren Aufenthalt in einem Staat der EU und des EFTA-Raumes haben (Schweiz, Norwegen, Island, Liechtenstein) sowie in Staaten, mit denen bilaterale Vereinbarungen zur sozialen Sicherheit gelten. Die Betreuung wird unter den gleichen Bedingungen wie für die Bürger des Aufenthaltsstaates innerhalb der Grenzen und Modalitäten erbracht, die in den EG-Verordnungen Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 oder den mit dem italienischen Staat getroffenen Übereinkommen und durch die nationale oder regionale Durchführungsbestimmung festgelegt sind. Die direkte gesundheitliche Betreuung wird zudem italienischen Betreuten des nationalen Gesundheitssystems, innerhalb der Grenzen und Modalitäten der  Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 oder den mit dem italienischen Staat getroffenen Übereinkommen, garantiert, die in einem EU-Staat, einem Staat der EFTA oder in einem vertraglich gebunden Staat wohnen. 
2. Gemäß der EG-Verordnungen Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 und der nationalen und regionalen Durchführungsbestimmung garantiert der Nationale Gesundheitsdienst den pflichtversicherten Betreuten, nach Genehmigung durch den örtlichen Sanitätsbetrieb des Wohnorts, die direkte Erbringung in den Staaten der EU, des EFTA-Raumes und, sofern vorgesehen, in den Staaten, in denen geltende Vereinbarungen zur sozialen Sicherheit bestehen, die Erbringung der in den wesentlichen Betreuungsstandards enthaltenen Leistungen, wenn die Leistungen unter Berücksichtigung des Gesundheitszustand des Betreuten und die wahrscheinlichen Entwicklung seiner Krankheit in Italien nicht innerhalb einer nach ärztlichen Gesichtspunkten angemessenen Zeitspanne erbracht werden können. Die gleichartige direkte Schutz ist innerhalb der Grenzen und Modalitäten für italienische Betreute des nationalen Gesundheitssystem vorgesehen, die in einem EU-Staat und einem Staat der EFTA wohnen, nachdem von der zuständigen Einrichtung des Wohnlandes eine Genehmigung ausgestellt und der örtlichen Sanitätsbetrieb des letzten Wohnorts in Italien angehört wurde. 
3. Gemäß der Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und Rats und des gesetzesvertretenden Dekrets vom 4. März 2014, Nr. 38, zur Durchführung der Richtlinie garantiert der Nationale Gesundheitsdienst den Betreuten die Rückerstattung der in den wesentlichen Betreuungsstandards enthaltenen gesundheitlichen Leistungen, die in den Staaten der EU in Anspruch genommen wurden, bis zur Höhe der geltenden regionale Tarife für dieselben Leistungen innerhalb der Grenzen und Modalitäten, die durch das zitierte Gesetzesdekret und durch die nationalen oder regionalen Durchführungsbestimmungen festgelegt sind. 
4. Gemäß Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 1985, Nr. 595, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst ausnahmsweise nach vorheriger Genehmigung eine gesundheitlichen Betreuung im Ausland, die auf hochspezialisierte Leistungen beschränkt ist, die in den Tätigkeitsbereichen der wesentlichen Betreuungsstandards enthalten sind, und die in Italien nicht umgehend oder in einer für den klinischen Fall nicht angemessener Form oder in den Formen und den von den Regionen und Autonomen Provinzen festgelegten Modalitäten nicht zu erhalten sind. Zu diesem Zweck werden die gesetzlichen Regelungen des Ministerialdekrets vom 3. November 1989 „Kriterien für die Inanspruchnahme von Leistungen in indirekter Form in hochspezialisierten ausländischen Einrichtungen“ (im Gesetzesanzeiger Nr. 273 am 22. November 1989 veröffentlicht) in geltender Fassung und durch die Absätze 5, 6, und 7 geändert angewendet. 
5. Der Absatz 4 des Artikels 2 des Ministerialdekrets wird folgendermaßen ersetzt: „Unter „für den klinischen Fall nicht in angemessener Form erhaltbare Leistung“ wird die erbrachte Leistung verstanden, die den vom nationalen Gesundheitsdienst des Landes betreuten Personen garantiert wird, die spezifische Fachkenntnisse oder technische oder kurative Verfahren erfordert, die auf Grundlage der internationalen wissenschaftlichen Literatur nicht praktiziert aber erhalten werden, deren Wirksamkeit über den technischen oder kurativen Verfahren liegt, die in Italien praktiziert werden, da die Ausführung mit besser geeigneten Ausrüstungen erfolgt als die, die in italienischen öffentlichen oder vom Nationalen Gesundheitsdienst akkreditierten privaten Einrichtungen vorhanden sind.“ 
6. Der Absatz 1 des Artikels 5 des Ministerialdekrets wird folgendermaßen ersetzt: „Gemäß dem vorliegenden Dekret ist als hochspezialisiertes Zentrum die ausländische Einrichtung zu bezeichnen, die sowohl in Italien bekannt ist als auch im Gesundheitswesen des Landes anerkannt wird, in dem sie ihren Betreuten wirksame Leistungen erbringt, die zu Lasten des nationalen Gesundheitssystems gehen, und die in der Lage ist, gesundheitliche, hochspezialisierte Leistungen sicherzustellen und deren Möglichkeiten über den Standards, Kriterien und Bestimmungen des italienischen Gesundheitswesens liegen.“ 
7. Die gesetzlichen Regelungen des Ministerialdekrets vom 24. Januar 1990 „Festlegung der Pathologien und der Leistungen, die in ausländischen hochspezialisierten Einrichtungen in Anspruch genommen werden können“ (im Gesetzesanzeiger Nr. 27 am 2. Februar 1990 veröffentlicht) in geltender Fassung werden bestätigt. 
Art. 62
Bürger aus Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaft,
die im Nationalen Gesundheitsdienst versichert sind
1. Gemäß Artikel 34 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 27. Juli 1998, Nr. 286, in geltender Fassung und Artikel 42 des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 31. August 1999, Nr. 394, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst Pflicht- oder freiwillig Versicherten Ausländern gleiche Behandlung und völlige Gleichstellung der Rechte und Pflichten wie italienischen Staatsbürgern, was die in Italien erbrachte gesundheitliche Betreuung betrifft. Die gesundheitliche Betreuung erstreckt sich auch auf Familienangehörige mit regulärer Aufenthaltsberechtigung. 
Art. 63
Bürger aus Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaft,
ohne reguläre Aufenthaltsberechtigung
1. Gemäß Artikel 34 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 27. Juli 1998, Nr. 286, in geltender Fassung und Artikel 42 des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 31. August 1999, Nr. 394, garantiert der Nationale Gesundheitsdienst ausländischen Bürgern, die sich ohne reguläre Einreise- und Aufenthaltspapiere auf nationalem Territorium befinden, die ambulante und Krankenhausnot- und Grundversorgung, auch anhaltend, bei Krankheit und Unfall sowie die medizinische Vorsorgeprogramme zum Schutz der individuellen und kollektiven Gesundheit. Unter Notversorgung werden Behandlungen verstanden, die nicht ohne Gefahr für Leib und Leben hinausgeschoben werden dürfen; unter Grundversorgung werden gesundheitliche, diagnostische und therapeutische Leistungen bei nicht unmittelbar gefährlichen und kurzfristigen Erkrankungen erstanden, die aber im Laufe der Zeit auf Grund von Komplikationen zu einem größeren gesundheitlichen Schaden oder Risiken für das Leben, chronischen Krankheiten oder Verschlechterungen führen könnten. 
2. Insbesondere werden garantiert: 
a) sozialer Schutz der Schwangerschaft und Mutterschaft mit Behandlungen, die gleich denen italienischer Bürgerinnen sind gemäß Gesetz vom 29. Juli 1975, Nr. 405 und Gesetz vom 22. Mai 1978, Mr. 194, und Dekret des Gesundheitsministers vom 6. März 1995, veröffentlicht im Gesetzesanzeiger Nr. 87 am 13. April 1995, mit Behandlungen, die gleich denen italienischer Bürger sind; 
b) Schutz der Gesundheit Minderjähriger nach der Kinderrechtskonvention vom 20. November 1989, ratifiziert und umgesetzt im Sinne des Gesetzes vom 27. Mai 1991, Nr. 176; 
c) Impfungen nach der Rechtsvorschrift und im Rahmen der von den Regionen und Autonomen Provinzen genehmigten Maßnahmenkampagne zur kollektiven Vorsorge; 
d) Maßnahmen zur internationalen Prophylaxe; 
e) Prophylaxe, Untersuchung und Behandlung von Infektionskrankheiten und Beseitigung der Ansteckungsherde. 
3. Gemäß den Bestimmungen des Artikels 35 Absatz 4 des zitierten Gesetzesdekrets vom 27. Juli 1998, Nr. 286 in geltender Fassung werden die Leistungen unter Absatz 1 ohne Kosten zu Lasten des Antragstellers, falls dieser ohne ausreichende finanzielle Mittel ist, ausgenommen davon sind die Kostenbeteiligungsanteile unter Gleichbehandlung mit italienischen Bürgern. 
4. Minderjährige Ausländer, die sich ohne reguläre Einreise- und Aufenthaltspapiere auf nationalem Territorium aufhalten, werden im Nationale Gesundheitsdienst krankenversichert und genießen unter gleichen Bedingungen wie italienische Bürger gesundheitliche Betreuung. 
Art. 64
Schluss- und Übergangsbedingungen
1. Mit den nachfolgenden Vereinbarungen, die auf Vorschlag des Gesundheitsministers von der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen verabschiedet wurden, werden die einheitlichen Richtlinien zur Festlegung der Grenzen und Modalitäten bei der Leistungserbringung bestimmt, die das vorliegende Dekret den Regionen und Autonomen Provinzen überträgt. 
2. Die Inkraftsetzung der Bestimmungen zur ambulanten fachärztlichen Betreuung gemäß den Artikeln 15 und 16 und entsprechende Anhänge erfolgt am Tag der Veröffentlichung des Dekrets des Gesundheitsministers unter Mitwirkung des Ministers für Wirtschaft und Finanzen, nach Anhörung der Agentur für die regionalen Gesundheitsdienste, nach vorherigem Einvernehmen mit der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen, die gemäß des Artikels 8-sexies Absatz 5 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 30. Dezember 1992, Nr. 502 in geltender Fassung zur Festlegung der Höchsttarife für die von diesen Bestimmungen vorgesehenen Leistungen anzuwenden sind. Ab dem betreffenden Datum werden das Ministerialdekret vom 22. Juli 1996 zu den „Leistungen ambulanter fachärztlicher Betreuung, die im Rahmend des Nationalen Gesundheitsdiensts erbringbar sind und entsprechende Tarife“ und das Ministerialdekret vom 9. Dezember 2015 zu den „Erbringungsbedingungen und Indikationen für die Angemessenheit der Verschreibungen der im Rahmen des Nationalen Gesundheitsdiensts erbringbare ambulante Betreuung“ aufgehoben. Bis zur Inkraftsetzung der oben genannten Bestimmungen ist die Liste der chronischen und Behinderung verursachenden Krankheiten mit Recht auf Kostenbeteiligungsfreistellung im Anhang 8-bis enthalten. 
3. Die Inkraftsetzung der Bestimmungen zur Bereitstellung der in der Liste 1 nach Absatz 3, Buchstabe a)  des Artikel 17 enthaltenen prothetischer Vorrichtungen erfolgt am Tag der Veröffentlichung des Dekrets des Gesundheitsministers unter Mitwirkung des Ministers für Wirtschaft und Finanzen, nach vorherigem Einvernehmen mit der ständigen Konferenz für die Beziehungen zwischen Staat, Regionen und Autonomen Provinzen Trient und Bozen, die gemäß des Artikels 8-sexies Absatz 7 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 30. Dezember 1992, Nr. 502 in geltender Fassung zur Festlegung der Höchsttarife für die von diesen Bestimmungen vorgesehenen Leistungen anzuwenden sind. 
4. Die Bestimmungen zu seltenen Krankheiten nach Artikel 52 und Anhang 7 treten ab dem hundertachzigsten Tag ab Inkrafttreten des vorliegenden Dekrets in Kraft; bis zu diesem Datum passen die Regionen und die Autonomen Provinzen die regionalen Netzwerke für seltene Krankheiten durch die Ermittlung der entsprechenden Behelfe und der regionalen Register an. 
5. Das Dekret des Präsidenten des Ministerrats vom 29. November 2001 zur „Bestimmung der wesentlichen Betreuungsstandards“ in geltender Fassung wird, ungeachtet der Absatze 2 und 3 und 4, aufgehoben. 

6. Das vorliegende Dekret tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Gesetzesanzeiger der Republik Italien in Kraft.
Rom, 
Der Präsident des Ministerrats
Der Gesundheitsminister




 Ministers für Wirtschaft und Finanzen
� CIA: Betreuungsintensitätskoeffizient = GEA/GdC; GEA: Tage mit wirklicher Betreuung, in denen mindestens eine Hausbetreuung durchgeführt wurde; GdC: Pflegetage ab dem Übernahmedatum bei Beendigung des Programms   











